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Qer Heimatdienst

Für den Deutschen ist
der Christbaum nicht vom Weih-
nachtsfest zu trennen. Jst es

da nicht seltsam, daß niemand

weiß, woher die Sitte des

lichtertragenden Tannenbaumes

stamth Man behauptet, er

sei ein altgermanisches Symbol
für die Sonnenwende, von der

sieghaften Kirche klug bei-

behalten und mit einem Heili-
genschein versehen —- wie

mancher andere heidnische
Brauch. Aber wie will man

es beweisen? Der Lichter-
baum steht erst in allerjüng«

siedelt sind, da brennt auch
der Christbaum. Oft hat
man nur einen exotischen
Ersatz für die nordische
Tanne. Im alten Berlin,
ehe die Eisenbahn die

Thüringer Tannen überallhin
versandte, behalf man sich
mit hölzernen pyramidem
die als Träger für die Ge-

schenke dienen und zugleich
als Leuchter.

Heute ist es den Stadt-

menschen nicht mehr bekannt,
das der Christbaum ursprüng-
lich am Festmorgen brannte.

Meisnuchtsblfdeu -

Von Elly Heuß

Titelblatt eines Weibnachtsbüchleins
ster Zeit auch in der Kirche.

.
Ei entlich e ört er in

v« Chodowiech dieg Wohnstgubhe.Keinerlei

sichere überlieferung sagt etwas über germanische häusliche
Festsitten aus. Wir wissen auch nicht, wie alt der

Christbaum ist. Er wird zuerst in einer

Chronik aus dem deutschen Elsaß er-

wähnt zur Zeit des Dreißigjährigen Krie-

ges. Das beweist nicht viel über sein Alter,
aber es ist die erste sichere historische Quelle.
Der Dichter Wilhelm Schäfer will uns davon

überzeugen, daß er die Esche yggdrasill aus

der Edda verkörpere, den Weltenbaum, der

frei schwebt. Warum aber schmückenwir

dann nicht eine Esche und feiern ihr Fest zur
SommersonnenwendeP —- Jmmerhin ist
auf einem Kupfer von Chodowiecki aus dem

Jahre 1820 ein Tichterbaum zu sehen, der

an der Stubendecke hängt. Es muß also
auch solche Sitte gegeben haben. Weit ver-

breiteter ist das Böumlein auf dem Tisch
oder der große Baum in der Ecke des Zim-
mers, der den gewohnten Raum mit inniger
Feierlichkeit weiht und doch auch mit kind-

licher Fröhlichkeit.Dieseseltene Verbindung
mahnt an Tuthers We en. So mag Luthers

Daher nennt sich die Ra- ·.
«

dierung von Kellnerx »Das
Christbescheren und der fröh-

Wenn dieIiche Morgeng-

Ludwig Nichter: »Die Mutter am Christus-end-

und die Erwach-großen Kinder

senen aus der Frühmette kamen, die Kleinen eben erwachten,
dann zündete die Mutter die Kerzen des
Baumes an. Sie tragen die Verkündigung
ins Wohnzimmer: »Das Licht scheinet in
der Finsternis« Und alle guten Gaben,
die Elternliebe den Kindern aufbaute, sind
nur ein Gleichnis für das große Geschenk
Gottes an die Menschen: ,,Euch ist heute
ein Kind geboren.« Dieser echte Sinn des

Christbaums, dem nichts Heidnisches, kei-
nerlei Magie und Uberglaube anhaftet,
strahlt am hellsten aus den Bildern von

Tudwig Richter. Man muß einmal ver-

gleichen, wie Richter und wie Chodowiecki
das Thema von der Mutter am Christ-
abend behandeln. Beide illustrieren das

alemannische Gedicht von Johann Peter
Hebel. Der weltläufige, elegante Chodos
wiecki läßt die Mutter ein lebendes Bild

stellen. Die Geschenke in ihrem Schoß,
nicht der Christbaum, rücken in den Mittel-

punkt. Überdeutlich drückt ihre Handbewes
gung aus, was der treuherzige Dichter sagt:,,Kinderlied an Weihnachten zu singen«,

wirklich zum erstenmal erklungen sein:
»Vom Himmel hoch, da komm ich her.«

-

In katholischen Gegenden ist der

Christbaum noch nicht lange zu Hause;
ja, er gilt vielfach als ausgesprochen lu-

therisch Un seiner Stelle wurde die Krippe
ausgebaut, an der oft Generationen in

wochenlanger Winterarbeit gearbeitet haben-
Heute haben sich diese Unterschiede ver-

wischt. Der Christbaum ist allen Deutschen
gemeinsam, auch solchen, denen die Weih-
nachtsbotschaft kaum mehr bewußt ist als Goldgrund des Festes, oder
die sie bewußt überhören wollen. Wo Deutsche in der weiten Welt anaes

»F-

Ludwig Richter

Jos. Kellneu »Das Ebristbescheren und ver fröhliche Morgen«

XH

»Christnacht«

»Er schläft, er schläft!

Du lieber Engel, was ich bitt,
Bei Leib und Leben, erwach mir nit,
Gott gönnt’s mei’m Kind im

Da liegt er wie
ein Graf.

Schlaf. . . .«

Aber bei Richter spürt man die ein-

fältige, innige Muttermüh und -sorge, die«
auch dise Rute nicht vergißt:
lieb ist zart und frumm, sie windet rote
Bändle drum und macht ein Schlüpfle dran.«

»Doch Mutter-

Un diesem Baum hängen die heimatlichen roten Äpfel.
,,’s ist wahr, es ist ’ne Pracht, was so ein Apfel lacht;
und ist der Zuckerbeck ein

Mann,
so mach er so ein’, wenn

er kann!
Der lieb’ Gott hat ihn

Was hab ich
me rD

ein Taschentiichle, weiß untdro ,

eins von den

schönen.
O Kind, vor bittern Tränen

bewahr dich Gott, bewahr
dich Gott!

Hier ist die vollste Über-
einstimmung erreicht zwischen
dem Dichter und dem Zeich-
ner, der seineBücher schmückt.
Beide zeigen die fromme
Innigkeit und den freien
Humor des wohlgefestigten,

und das

,

Ludwig Nichter: Auf dem Dresdner

Weibnachtomartt

«-



Dei-«Heimatdienst

kleinstädtischendeutschen Bürgers und Bauernhauses. Aber bei

beiden ist in alle ihrer Bescheidenheit großes Können, ja echte
Kunst wirksam. In der Radierung »Die Christnacht«wächst der

gemütvolle Ludwig Richter zu kompofitioneller Größe. Wie hier
Ruhe und Bewegung wechseln, Licht und Schatten sich verteilen, das

mahnt an Correggio. Und doch ist dieses Bild so ursprünglich
deutsch, daß es wohl genügen mag, um in der Heimat wie in der

Fremde jedem Deutschen ans Herz zu rühren und das zu wecken,
was auch des Weihnachtsfestes Inhalt ist: das Heimweh nach dem

Frieden auf Erden.
«

"

Die Aktenpublikaiion Osterreich-tlngarns.
Von Karl Schwendem«ann.

In Wien ist soeben, ohne daß es vorher angekündigt und von

der Öffentlichkeiterwartet wurde, eine große achtbändigeAkten-

veröffentlichungüber die öfterreichischsungarischeAußenpolitik von

1908—1914 erschienen. Damit ist der Kreis der von Anfang an am

Weltkriege beteiligten Großmächte, die ihre Geheimarchive geöffnet
haben, vollständig. Nachdem Deutschland in ein-er monumentalen

Aktenpublikatsion von 54 Bänden alle wichtigen diplomatischen Ge-

heimdokumente aus der Zeit von 1871——1914 veröffentlicht hatte,
sahen ich auch die anderen Großmächte dazu gezwungen. Von der

englis en Aktenpublikation liegen bereits sechs Bände vor, diemit
dem Jahre 1898 beginnen, von der französischen,die ebenso wie die

deutsche mit 1871 anfängt, erst zwei Bände, und es sollen 50 bis

40 werden. In Rußland sind zahlreiche Einzelverösfentlichungen
von Aktenmaterial vollzogen worden, und eine große auf etwa

40 Bänsde berechnete Publikation, die schon mit der Zeit des Krims

krieges, mit dem Iahre 1855, beginnen soll, ist tangekündigt und
in Vorbereitung. Auch Italien hat ein umfangreiches Aktenwerk

angekündigt. So fehlte von den Großmächten nur noch Gsterreichs
Ungarn, das den Krieg ja nicht überlebt hat. Man Yhättees ver-

stehen können, wenn deshalb die Wiener Aktenschränke geschlossen
geblieben wären. Aber die Geschichtsforscher des heutigen Öster-
reich hielten es für ihre Ehrenpflicht, auch die alte Donaumonarchie
in diesem europäifchenAktenkonzert zur Geltung zu bringen, trotz-
dem die Stimme des Habsburger Reiches heute im Konzert der

europäischenMächte fehlt. Sie haben sie in eindrucksvoller Weise
noch einmal erklingen lassen! Die acht Bände ihres im Bundes-

verlag in Wien mit dem Titel ,,Osterreich-Ungarns Außenpolitik
1908——1914«erschienenen Werkes, zu dem in Bälde noch ein Register-
bansd kommen wird, enthalten 11 200 diplomatische Dokumente, also
etwa nur 4500 weniger als die 54bändige deutsche Aktenpublikation.
Mit größter Sparsamkeit an Raum und Beiwerk wurde die Fülle
des Materials von den verdienstvollen Herausgebern, Ministerialrat
Bittner und Professor Hans Übersberger, zusammengedrängt.Was

die Wiener Archive über die Außenpolitik der Donaumonarchie in

den bewegten Jahren von 1908—1914 aus-sagen und damit zur
Klärung der europäischenGeschichte jener Zeit beitragen konnten,
liegt nun vor uns.

Der Weltkrieg ist aus einem österreichischsserbischenKonflikt
entstanden, entstanden aus den Spannungen auf dem Balkan. Die

Politik der Donaumonarchie war ja in erster Linie Balkanpolitik.
Der noch überwiegend agrarische Großftaat an der Donau stand,
ohne so weitreichende überseeifcheVerflechtungen und Interessen
wie Deutschland zu besitzen und ohne Kolonien, mit dem Rücken

gegen die neutrale Schweiz und das verbündete Deutsche Reich, mit

dem Gesicht gegen den Balkan und gegen Rußland. Auf dem

Balkan befand er sich einer erst in der Bildung begriffenen Staaten-

welt gegenüber. Ähnlich wie der Vormarsch des Nationalitäten-

prinzips den Völkerstaat der Habsburger aus Italien und aus

Deutschland hinausgedrängt hatte, so tellte er ihm auf dem Balkan

den Willen und Elan werdender Völ erindividuen entgegen. Hatte
in jahrhundertelangem Kampfe das Habsburger Reich den Ansturm
des Islam zurückgeschlagen,die Macht der Türkei auf dem Balkan

brechen helfen und aus deren Erbe manches Stück gewonnen, zu-

letzt noch durch den Berliner Vertrag im Iahre 1879 Bosnien und

die Herzegowina wenn nicht erworben, so doch mit der Billigung
Europas besetzt, so waren in den Räumen des Türkenreiches, die von

dem Halbinond lange beherrschten Völkerschsaftenausgestanden und

hatte jede begonnen, sich einen Staat zu gründen. Keine von ihnen,
weder Serben noch Bulgaren, Rumänen oder Griechen, hatten bis-

her die Idee des Nationalstaates, die Vereinigung aller Volks-

genossen in einem Staate, zu verwirklichen vermocht. Die beiden

Völkerstaaten des Habsburger Reiches und der Türkei umschlossen
in ihren Grenzen noch Millionen von Stammesangehörigen dieser
Völker. Sie herauszulöfen aus den beiden Völkerstaaten und dem

eigenen Nationalstaat einzugliedern, war der Traum, der in Bel-

grad und Sofia, Athen und Bukarest lebte und immer lebendiger
wurde. Die Donaumonarchie und das Türkenreich waren durch die

historische Entwicklung alfo auf dem Balkan gleicherweise in die

Defensive gedrängt, die erstere, da«sie nur noch nach dem Balkan
einen fresieren Ausblick hatte, völlig in Abwehrftellung.

Es wurde vor und erst recht während und nach dem Weltkrieg
viel vom Imperialismus ÖfterreichsUngarns gefabelt, von seinen
angeblichen Zielen am Balkan, daß es nach Saloniki strebe und

Annexion Bosniens und der Herzegowina.

Serbien verschlucken wolle. Nicht zuletzt hat die Annexion Bos-
niens und der Herzegowina, d. h. die staats- und völkerrechtliche
Ratifizierung eines seit Zo Iahren bestehenden Zustandes im Ok-
tober 1908 die österreichischeAußenpolitik in solchen Ruf gebracht,
der übrigens bewußt durch die Propaganda Serbiens, Rußlands
und anderer Staaten künstlich in· der Welt genährt wurde. Was-
hat man nicht alles über die dunklen Pläne der Donaumonarchie
und ihren Zusammenhang mit Deutschlands angeblichen Berlin-

BagdadsZielen gefabeltl Das neue Dokumentenwerk über Oster-
reichsUngarns Außenpolitik zeigt nun zur Evidenz, was daran war:

Nichts. Die Donaumonarchie fühlte fich tatsächlich am Balkan in
der Defensive, sie wollte nichts gewinnen, nur dagegen etwas zu
verlieren wehrte sie sich. Freilich gab es auch andere Strömungen
in Wien. Ihr Hauptvertreter war der Generalstabschef Conrad
von Hoetzendorf. Wir sehen dessen geistigen Kampf mit dem Leiter
der österreichischenAußenpolitik, dem Grafen Aehrenthal, in zahl-
reichen Dokumenten der neuen Sammlung. Conrad predigte den

Krieg, den Präventivkrieg. Er will 1908f09 mit Serbien, 1911, als

Italien in Tripolis kämpft, mit diesem abrechnen. In ausführ-
lichen Denkschriften begründet er seine Thesen. Heute, aus der

Perspektive der seitdem eingetretenen Ereignisse, lesen sich manche
dieser Stücke allerdings wie Voraussagen des Kommenden. Aber
in scharfen Gegendenkschriften wird Conrad von Aehrenthal ab-

gefertigt (vgl. besonders Nr. 1720 und 2809), und der alte Kaiser
Franz Iosef entscheidet sich für feinen Außenmsinister. Die Außens
politik der Monarchie als einer konservativen, nur auf Erhaltung
ihres Besitzes zielen-den wird unbestreitbar klar.

Ebenso klar wird der Gebiets- und Machthiunger der Balkan-

staaten, besonders Serbiens, der ja in den Balkankriegen von

1912f13 seinen explofiven Ausdruck fand. Aus den vier Jahren,
die diesenEreignissen vorausgehen und über die uns die Dokumente

: aus den Wiener Archiven hier vorgelegt werden, sehen wir zahl-
reiche Stücke, aus denen sich immer wieder ergibt, wie das Sinnen
und Trachten in Belgrad, Sofia, Athen und Bukarest um Gebiets-
erwerb, um Landgewinn kreist. Darin lag ja die Ursache für die
wilde Empörung und den haßerfüllten Protest der Serben gegen die

Diese von flawischen
Völkerschaften bewohnten Gebiete hatte man gehofft einmal selbst
zu gewinnen, und ihre völkerrechtliche Einfügung in die Donau-
monarchie wurde deshalb von Belgrad aus als Raub an den hei-
ligsten Gütern des Serbentums verschrien. Die Verwirklichung der

großserbischeIdee, d. h. die Vereinigung aller Balkanslawen mit

Ausnahme der Bulgaren in einem Staate war nur möglich, wenn

man der Donaumonarchie weite Gebiete entriß. Darauf war das

ganze Sinnen und Trachten der serbischen Politik gestellt. Mehrere
Geheimorganisationen,- besonders die Naroidna Odbrana und die

»SchwarzeHand« arbeiteten mit allen Mitteln der Propaganda,
nicht zuletzt auch mit dem· der Propaganda der Tat, d. h. Komplott
und Mord, für dieses Ziel. Über das von Belgrad aus organisierte
Verschwörertum erfahren wir in der österreichischenAktenpublikas
tion Vieles und Neues. Die politischen und moralischen Hinter-
gründe, aus denen die Ermordung des ErzherzogsThronfolgers
Franz Ferdinand am 28. Iuni 1914 sich herleiten, werden uns nun

klar. Es find zum Teil dieselben Namen, die für immer mit dem
Mord von Serajewo verknüpft sind, wie der des Obersten Dimi-
triewic oder des Arsenals von Kragujewac, die uns nun hier in
den Akten über früherevon Serbien auf österreichisch-ungarischem-
Gebiete angezettelte Attentate begegnen. Wir hören von Kom-

plotten zur Beseitigung des serbischen Königshauses, die in serbi-
fchen Offizierskreisen geplant werden, von einem Mordkomplott
gegen die Familie des Fürsten Nikolaus von Montenegro usw.
Eine von Intrigen erfüllte, den Mord als politisches Mittel un-

bedenklich anwenidende politische Moral schlägt uns aus zahlreichen
Dokumenten entgegen und es wird verständlich,daß nach jahre-
langen Provokationen, immerwährender Wühlarbeit und offen-
kundigen Absichten auf das Gebiet der Monarchie von seit-n Ser-

«

diens, die Ermordung des Thronfolgers Franz Ferdinand dein Faß
der österreichischenGeduld gegenüber Serbien den Boden ausstießl
Beim Lesen der Doksumente ist man öfter geneigt sich zuwandern,
daß das mächtigeHabsburger Reich nicht früher auf-stand; Um den

Unruhestifter vor seinen Toren niederzuwerfen.
Mit dem Imperialismus OsterreichsUngarns ist es als-v-nichts.

Von den Großmächten war Österreich-Ungarn zweifellos diejenige,

US
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die im Zeitalter des Jmperialismus am wenigsten imperialistisch
war. An zahlreichen Stellen der neuen Dokumente wird übrigens
auch der deutschen Politik das Zeugnis ausgestellt, daß sie den

Frieden wolle, ja man fühlt sich in Wien durch den Friedenswillen
Deutschlands manchmal sogar etwas zu stark behindert, z. B. wäh-
rend der Balkankriege 1912,15.

Was erfahren wir nun über die anderen Großmächtep Da ist
zunächst England, über dessen Haltung in der Annektionskrisis
1908J09 wir vielfältige Aufschlüsse erhalten. Diejenigen, die die

historische Politik Englands Europa gegen-über als ein stetes Aus-

spielen der Völker Europas gegeneinansder durch England sehen,
finden reiches Material. Wir hören, wie die englische Politik die

Türkei und Serbien gegen OsterreichsUngarn aufhetzt, ihnen bei

ihren Forderungen den Rücken steift usw. Wir hören z. B. von

dem Vertreter der »Times«, Bro.wn, (Bd. I Nr. 863), daß die Hetze
der englischen presse gegen Österreich-Ungarn und Deutschland in

der Annexionskrisis auf ein mot d’ordre des ,,Foreign Office«
zurückgehe,und daß der englische Außenminister Grey die Parole
ausgegeben habe, Osterreich alle nur denkbaren Schwierigkeiten zu
machen, und der serbische Außenminister Milovanowic erzählt dem

rumäwischen Minister Bratianu ,,nicht Rußland habe Serbien

während der Annexionskrise zum Widerstand gegen die Monarchie
getrieben, sondern England«. Auch über die russische Politik er-

halten wir vielfältige Aufschlüsse. Die Persönlichkeit des russischen
Außenministers szolski wird aus zahlreichen Dokumenten völlig
deutlich. Ehrgeiz, Eitelkeit, Rachsucht, Hysterie, Komödiantentum,
Verlogenheit und manches andere wir-d ihm immer wieder be-

scheinigt. —

Wie er, als er sein Ziel der Öffnung der Dardanellen

in Parisund Petersburg nicht durchsetzen kann, die mit Aehresnthal
in Buchlau getroffenen Verabredungen leugnet und sich in die Pose
der betrogenen Unschuld wirft, von Hauptstadt zu Hauptstadt eilend,
Wien anschwärzt und die Mächte gegen Österreich-Ungarn auf-
zuhetzen sucht, ist in den neuen Dokumenten eindrucksvoll verzeichnet.
Man erlebt, wie szolski aus seiner diplomatischen Niederlage
als rachsüchtiger Verschwörer gegen den Frieden Europas hervor-

geht, dessen bösem Wirken wir dann in manchem Dokument auch
der späteren Jahre begegnen. Noch andere dunkle Ehrenmänner
lernen wir kenn-en oder begegnen ihnen wieder in diesen österrei-
chischen Akten. Da ist der Generalsekretär des serbischen Außens
ministeriums, Spalajkowic, der gegen die Donaumonarchie einen

fanatischen Haß hegt und sich von ihm so weit fortreißen läßt, daß
er nach der Annexionskrisis schließlich,um die Beziehungen zu dem
mächtigen Nachbar-staat wenigstens äußerlich einigermaßen ein-

zurenken, als Gesandter nach Sofia geschickt,d. h. aus Belgrad ent-

fernt werden muß. Ebenfalls in Belgrad sitzt der russische Ge-

sandte, Herr von Hartwig, der die Serben gegen Österreich auf-
putscht wo er kann, der (Dokument Nr. 44l7) auch die Rumänen

gegen die Monarchie aufhetzt und sie auf die unerlösten Brüder

innerhalb von deren Grenzen aufmerksam macht. Er treibt es so
stark, daßes sogar dem englischen König Georg zu bunt wird. Der

wendet sich an sein Auswärtiges Amt, das in Petersburg inter- .

venieren foll, um Hartwig zur Raison zu bringen. Aber König
Georg muß dann nachher dem österreichischenBotschafter erzählen,
das «Foreign Office« habe einen derartigen Schritt in St. Peters-
burg abgelehnt: »Sie fürchten, es könnte übelgenommenwerden·«
(4744)1 Erinnert diese Haltung Greys, der sich im Dezember 1912

weigert, einen der Hauptunruhestifter am Balkan, denn das war

Hartwig, kaltstellen zu helfen, nur weil er fürchtet, in Petersburg
,,könnte es übelgenommen werden«, nicht verteufelt an seine Haltung
in der Julikrise 1914, als er sich ebenso weigerte, irgend etwas zu

tun, was das Ententeverhältnis zu Rußland oder Frankreich be-

lasten, dafür aber den Fried-en wirksam hätte sichern helfen können?
Die österreichischeAktenpublikation füllt eine der wesentlichsten

Tücken in unserem Material für die Beurteilung der Vorgeschichte
des Weltkrieges und der vielfältigen materiellen und geistigen
Kräfte, die zu ihm geführt haben. Es bedarf kaum eines Hinweises
darauf, wie wichtig sie ist als Zeugenmaterial in dem großen
Prozeß der Kriegsschuldfrage, den das deutsche Volk gegen die

falsche und unberechtigte Versailler Kriegsschuldthese seit zehn
Jahren führt und weiterführen muß bis zur Revision des Urteils.

Lujv Brentano.
Zum ös. Geburtstage am 18. Dezember1929.

Der Resfe von Clemens und Bettina Brentano —- da wacht die

Erinnerung aus an eines der menschlich denkwürdigstenKapitel der

deutschen Romantik. Doch dieser Sproß der ehedem oberitalienischen
Familie, die seit ein paar hundert Jahren zum Frankfurter reichs-
städtischen Patriziat gehörte, gab dem Namen den Glanz wissen-
schaftlicher Leistung, wie sein älterer Bruder

Franz, der der Wegbereiter der philosophischen
Phänomenologie wurde.

Lujo Brentano steht in der Geschichte der

deutschen Volkswirtschaftslehre bei der Gruppe,-
die die ,,historische Schule« begründet hat, in-

dem sie sich von der ,,klassischen«Lehre des

Adam Smiith und seiner Epigonen trennte. Wie

sehr das Erschauen der geschichtlichen Entfal-
tung, ihrer Wirklichkeit und der sie begleitenden -

Jdeologien die Leidenschaft dieses Forschers
geblieben ist, beweist nichts soIsehr wie die um-

fassende Darstellung der englischen Wirtschafts-
ge chichte, die, Frucht eines wahrhaft schöpfe-
ri chen Greisenalters, vor ein paar Monaten

abgeschlossen wurde und eines der lehrreichsten
Bücher gerade auch über das neue England bildet.

Doch unterscheidet sich- Brentano etwa von;

Schmoller dadurch, daß ihm die theoretischeDurchs-·
dringung der ökonomischenProbleme neben ihrer
historischen Sicherung stärkstes Anliegen war.

Jn einer frühen Polemik gegen die »Manchester-
schule« hat er den Gegensatz so gefaßt: ,,rea·
listische« und ,,abstrakte«Volkswirte; die Rea-

listen seien die wahren Urenkel von Adam Smith.
Diese »Realisten« haben 1872 den ,,Verein für Sozialpolitik«

gegründet und, in wechselnder Stärke, die deutsche Gesetzgebung, das

deutsche öffentliche Bewußtsein beeinflußt. Brentanos unvergäng-
liches Verdienst ist, daß er, Lassalles »ehernes Tohngesetz«gedanklich
überwindend, das Fundament für die im Ausgang der sechziger
Jahre tastend beginnende Gewerkschaftsbewegung schuf. Er zeigte
als erster, aber dann auch grundlegend, den besonderen Charakter
der ,,Ware Arbeit« und wurde nicht bloß zum Rechtfertiger, sondern

its

zum unermüdlichen Förderer des ,,kollektiven Arbeitsvertrages«.
Niemandem hat die moderne Arbeitnehmerbewegung geistig so viel

zu danken wie diesem Gelehrten; seine Haltung hat ihm viel

Gegnerschaft eingetragen, Fehden und Prozesse begleiteten dies

Leben. Aber eine der Wahrheitserkenntnis zugewandte Persönlich-
keit focht das nicht viel an, so wenig wie die

Angriffe, die seine scharfe Ablehnung des-

Bülowschen Hochschutzzolles hervorriefen.
Er gehört zu den deutschen Gelehrten von

internationalem Ansehen; besonders mit der

angelsächsischenWelt, die selber seinen Forschun-
gen an Kenntnis und Anregung so viel dankte
und bewußt dankte, verbanden ihn durch Jahr-
zehnte wissenschaftliche und freundschaftliche
Beziehungen. Um so eindrucksvoller mußte es

sein, daß Brentano 1922 in einem Buche »Die
Urheber des Weltkrieges« gerade die britische
Vorkriegspolitik in ihren Verantwortlichkeiten
aufdeckte und daß er mit einer klaren und leb-

haften Flugschrift in die Reparationsverhands
lungen ·«eingriff.

Seine Anfänge als Professor liegen in

Breslau; gemeinsam mit G. F. Knapp hat er in

Straßburg die Kunst der wissenschaftlichenPädas
gogik durchgebildet; über Wien und Leipzig
führte ihn der Weg nach München, und dessen
Universität hat er durch ein paar Jahrzehnte das

Gepräge seiner Persönlichkeit gegeben. 1919
konnte er die ruhmvolle Lehrkanzel Max Weber,
dem würdigsten Erben, zu ach so kurzem Wirken

abtreten. Als Dozent war Brentano unvergleichlich durch die leb-

hafte, nuancenreiche Fülle seines Vortrages; er verband nmut mit

Kraft, disziplinierte seinen Stoff, daß jede Stunde sich zu einer in

»sichruhenden Geschlossenheit tun-dete. Aberes war fein Ziel, seine
Hörer und Schüler nicht bloß zu wissenden, sondern zu wollenden

Menschen zu machen, und viele, die im öffentlichen Leben Deutsch-
lands wirken, haben zuerst durch ihn den Ruf zur Gemeinschaft
vernommen.

«

The od or H euß.
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Aus dem Wege zum Bockseiitscheid
Zur Abstimmung am 22. Dezember-.

Von Ministerialrat Dr. K a i se n b e r g .

Im V o l k s b e g e h r e n mit dem von seinen Antragstellern
gewählten Kennwort ,,.Freiheitsges»etz«»haben sich »41—Z71»98
Stimmberechtigte oder 10,02 v.H. in die Einzeichnungslistenein-

getragen. Der R e i ch s w a h l a u s s ch u ß hatte in«seiner Sitzung
vom 25. November festgestellt, daß 4155500 unzweifelhaftgültige
Eintragungen nachgewiesen sind. Nach-träglichwurden noch
1898 weitere gültige Eintragungen ermittelt.

Jnteressant ist ein Vergleich dieser Ziffern mit den Ergebnissen
der letzten Reichstagswahl. Die Träger des Volksbegehrens,
die Deutschnationale Volkspartei, die Nationalsozialistische Deutsche
Arbeiterpartei, die ChristlichsNationale Bauern- und Tandvolkpartei
sowie der Tandbund, haben bei den Reichstagswahlen insgesamt
6098 652 Stimmen auf sich vereinigt. »Trotz der umfassenden
Organisation und Propaganda des Reichsausschussesafür das

Deutsche Volksbegehren ist es ihm nicht gelungen,die Wahler der

hinter ihm stehenden Parteien vom 20. Mai 1928 zur Einzeichnung
zu bewegen. Die Zahl der Eintragunigen umfaßtnur»67,84 v.H.
der Zahl der Stimmen, die diese Parteien bei der Reichstagswahl
erhalten haben.

Nachdem das in der Reichsverfassung für das Zustandekommen
eines Volksbegehrens vorgesehene Zehntel der Stimmberechtigten
erreicht war, mußte das Verfahren der Volksgesetzgebung automa-
tisch seinen Gang gehen. Die R e ich s r e g i e r u n g hat unverzuglich
nach Beschlußfassungdes Reichswahlausschussesnoch am 2Z. No-

vember den Gesetzentwurf beim Reichstag eingebracht. Der Entwurf

gt nicht als Gesetzesvorlageder Reichsregierung, sondern als
«

esetzesvorschlag einer Volksminderheit ein-

gebracht worden. Für diesen Fall der Einbringung war eine Zu -

stimmung des Reichsrats nicht erforderlich..Wohl
aber hat die Reichsregierung gleich wie beimVolksbegehren»Fürsten-
enteignung« dem Reichsrate von der Einbringung des Gesetzesvors
schlages Kenntnis gegeben, entsprechend Artikel»Z?der Reichsver-
fassung, wonach der Reichsrat von den Reichsministerien über die

Führung der Reichsgeschäfte auf dein laufenden zu halten ist.
Daß der begehrte Gesetzentwurf im Reichstag auf ent-

schiedene Ablehnung stoßen würdest-andvon Anfang an fest. Die

Reichsregierung hat sich »in ihrer Stellungnahme
»mit aller Entschiedenheit gegen die Annahme des Gesetzentwurfs
ausgesprochen Sie hat außerdemgeltend gemacht, daß der Gesetz-
entwiurs verfassungsänderndist und daß demnachzur Annahme des

Gesetzes durch VolksentscheidgemäßArtikel 76 Absatz l Satz 4 der

Reichsverfassung die Zustimmung« der Mehrheit der

Stimmberechtigten erforderlich ist.
Der Reichstag hat die erste Lesung am 29., die zweite

Lesung am Zo. November vorgenommen. Jn der zweiten Lesung
wurde der Gesetzentwurf in allen seinen Teilen«abgelehnt Damit
entfiel nach der Geschäftsordnung für den Reichstag eine dritte

Lesung. « « «

Die Abstimmung im Reiichstag ist von besonderem
politischen Interesse. Der Reichstag zählt 491 Mitglieder. Davon
entfallen aus die Träger des Volksbegehrens 98 Abgeordnete,«nam-
lich 77 auf die Deutschnationale Volkspartei, 12 auf die National-

sozialistische Deutsche Arbeiterpartei und 9 auf die ChristlichsNatios
nale Bauern- und Landvolkpartei. Viermal wurde namentlich
abgestimmt, über § I, über § Z, über § 4 und schließlich über Ein-

leitung und Überschrift des Gessetzentwurfs. Die Höchstzahl der

hierbei sich beteiligenden Abgeordneten wurde bei der Abstimmung
über den § 1 (Widerruf der Kriegsschuldthese) erreicht. Hieran
nahmen 405 Abgeordnete, also 82,48 v.H. aller Reichstagsmits
glieder, teil. Von den Trägern des Volksbegehrens beteiligten sich
82 Abgeordnete oder 83,67 v.H." aller Reichstagsmitglieder. Die

Zahl der Abwesenden war also auf der Seite der Gegner des
Volksbegehrens verhältnismäßig etwas höher als auf der Seit-e der

Volksbegehrler.
Bei der Abstimmung über § Z (Verbot der Übernahme neuer

Tasten, die auf dem Kriegsschuldanerkenntnis beruhen. und Ab-

lehnung des young-Plsanes) stimmten nur 79 Abgeordnete mit Ja,
also Z weniger als bei § 1. Für § 4 (den sog. Zuchthauqump
graphen)—stimmten nur 60 Abgeordnete. 22 Reichstagsmitglieder,
die zu § 1 mit Ja und teilweise auch für § Z gestimmthatten,
nahmen an der Abstimmung über § a« nicht teil, näiiilich«14Ab-

geordnete der Deutschnationalen Volkspartei, 1 Mitglied der
Nationalsozialisten und sämtliche Abgeordnete der Christlichs
Nationalen Bauern- und Tandvolkpartei. Einleitung und Uber-

schrift wurden schließlichmit 313 gegen 79 Stimmen bei alStimms
enthaltungen und 1 ungültigen Stimmzettel abgelehnt. Reichstags-
präsident Töbe verkündete amSchlusse der Abstimmungen,daß, da

keine Bestimmung des Gesetzes eine Mehrheit gefunden hat,·das

Gesetz in der zweiten Lesung erledigt sei. »Ich reiche es der Re-
gierung zurück, damit sie die Volksabstimmung darüber anordnet.«

Unmittelbar nach Beendigung der Verhandlungen im Reichstag
hat der Reichsminister des Innern auf Beschluß der
Reichsregsierung die Verordnung zur Durchführung
des Zweiten Volksentscheids erlassen. Gegenstand des

Volksentscheids ist die Frage, ob der im Volksbegehren verlangte,
vom Reichstag abgelehnte Gesetzentwurf Gesetz werden soll. Als
Abstimmungstag ist Sonntag, der 22.Dezember, bestimmt
worden. Gegen diesen Sonntag ist von den Parteien des Volks-
begehrens eingewendet worden, daß er alS »goldener Sonntag« für
eine Abstimmung nicht in Frage kommen könne. Indessen sind die
Anträge der Fraktionen der Deutschnationalen Volkspartei und der

Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei auf Festsetzung
eines anderen Abstimmungstages vom Reichstag mit großer Mehr-
heit abgelehnt worden. Die Auffassung der Reichsregierung, daß
außen- und innenpolitische Gründe eine beschleunigte Durchführung
des Volksentscheids noch vor Weihnachten erfordern, fand die
Billigung der Regierungsparteien. Von einer Beeinträchtigung des
Stimmrechts kann in der Tat ernstlich nicht gesprochen werden.
Soweit dieser Sonntag für das Weihnachtsgeschäft freigegeben
wird, darf Ladenverkauf nur während eines Teiles des Tages statt-
finden. So ist in Preußen der Verkauf für höchstenssechs Stunden
gestattet, in Württemberg darf er in der Regel nicht vor 11 Uhr
vormittags beginnen. Nach der Reichsstimmordnung beginnt die
Abstimmungszeit um 9 Uhr vormittags und endigt um 6 Uhr
nachmittags. Es ist also auch für Laideninhaber und deren An-
gestellte hinreichend Zeit für eine etwaige Stimmabgabe gegeben.

Der Stimmzettel ist in gleicher Weise gestaltet wie beim
Volksentscheid »Fürstenenteignung«.Er enthält in seinem Kopfe die
Frage vorgedruckt: ,,Soll der im- Volksbegehren verlangte Entwurf
eines ,Gesetzes gegen die Versklavung des deutschen Volkes« Gesetz
werden?« Darunter in großen Tettern in Fettdruck die Antworten,
links ga, rechts Nein, unter den Worten Ja und Nein je ein
großes Quadrat, darin in dünner Linienführung ein Kreis.

Die Stimmabgabe erfolgt zweckmäßigin der Weise, daß der
Stimmberechtigte, der die zur Abstimmung gestellte Frage bejahen
will, das mit ,,Ja«, der Stimmberechtigte, der sie verneinen will,
das mit »Nein« bezeichnete Viereck durchkreuzt, möglichst in der
Weise, daß er ein Kreuz in den vorgezeichneten Kreis setzt.
Die· Frist für die Auslegung der Stimmkarteien

und Stimmlisten ist auf die Zeit vom 8. bis 15. De-
zember festgesetzt. Da am 8. Dezember in Bayern Kommunals
wahlen, in Thüringen Landtagswahlen stattfanden und daher für
diese Länder lediglich eine Ergänzung und Berichtigung der für den
s. Dezember aufgestellten Stimmkarteien vorgenommen zu werden
braucht, sist für diese Länder auf Vorschlag der basierischen und

thüringischen Staatsregierung die Auslegungsfrist auf die Zeit
vom 12. bis 15. Dezember festgesetzt worden.
Über das Stimmenverhältnis beim Volksents

s ch eid ist in der Tagespresse ein lebhafter ftaatsrechtlicher Streit
entstanden. ,Nach Artikel 75 der Reichsverfassung kann durch den

Volksentscheid ein Beschluß des Reichstags nur dann

außer Kraft gesetzt werden, wenn sich die Mehrheit der Stimm-
berechtigten an der Abstimmung beteiligt. Die herrschende Auf-
fassung der Staatspraxis und der Staatsrechtswissenschaft geht
dahin, daß auch ein negativer Parlamentsbeschluß,ein den volks-
begehrten Gesetzentwurf ablehnender Reichstagsbeschluß ein Be-
schluß-des Reichstags im Sinne des Artikels 75 ist. Ein Gesetzes-
beschluß in der Volksabstimmung kann also nur unter den

erschwerenden Voraussetzungen des Artikels 75 zustande kommen,
d. h. es muß sich die Mehrheit der Stimmberechtigten an der Ab-
stimmung beteiligen. Ein Beteiligen im Sinn-e dieser Vor-
schrift liegt vor, wenn inan an dem Abstimmungsgeschäftteilnimmt,
also zur Stimmurne geht und entweder eine gültige Stimme, sei
es mit Ja, sei es mit Nein, oder eine ungültige Stimme abgibt.
Es wurde nun geltend gemacht, daß Artikel 75 der Reichsverfassung
einen positiven Gesetzesbeschlußdes Reichstags vora.ussetze, daß er

also keine Anwendung finde, wenn lediglich ein negativer Parla-
mentsbeschluß vorliege, durch den ein volksbegehrter Gesetzentwurf
abgelehnt werde. Indessen sind die gegen die herrschende, auch von

mir vertretene Auffassung gelten-d gemachten Einwände nicht stich-
haltig. Überdies ist das Wiahlprüfungsgericht beim

Reichstag, das das Abstimmungsergebnis zu prüfen hat, beim

Volksentscheid ,,Fürstenenteignung« der herrschenden Auffassung
gefolgt. Es hat in seiner Entscheidung dahingestellt sein lassen, ob
es sich um ein verfassungsänderndesGe etz handle, für das die Zu-
stimmung der Mehrheit der Stimmbere tigten erforderlich sei. Der

Reichstag habe den Gesetzentwurf abgelehnt. Dieser Beschluß sei
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ein Reichstagsbeschluß im Sinne des Artikels 75, der durch den

Volksentscheid nur außer Kraft gesetzt werden könne, wenn sich die

Mehrheit der Stimmberechtigten an der Abstimmung beteilige. Da

dies nicht zutreffe, könne es auf die Mehrheit der IasStimmen
nicht mehr ankommen. Damit ist ein unumstößliches Präjudiz ge-
schaffen. Das Wahlprüfungsgericht ist allerdings an seine frühere
Entscheidung nicht gebunden. Staatspolitisch wäre es aber völlig
untragbar, wenn etwa das Wahlprüfungsgericht in einem gleich-
gelagerten Falle entgegengesetzt entscheiden würde. «

.

In der Erreichung der Beteiligungsziffer liegt das

Hauptmoment, das die Anwendung der Volksgesetzgebung erschwert.
Denn die Gegner eines zum Volksentscheid gestellten Gesetzentwurfs
brauchen, wenn der« Volksentscheid nicht von ganz umfassenden
Organisationen getragen wird, gar nicht zur Stimmurne zu gehen.
Sie können durch Befolgung der Parole ,,S tim me nthaltu n g«
einen Volksentscheid wirksamer bekämpfen als durch Abgabe einer

Nein-Stimme Der mit Artikel 75 vom Gesetzgeber verfolgte Zweck
ergibt sich auch ganz eindeutig und zweifelsfrei aus den Gesetz-
gebungsverhandlungen. Es sollte verhindert werden, daß ein von

den parlamentarischen Vertretern einer Volksmehrheit im Reichstag
gefaßter Beschluß im nachfolgenden Volksentscheid schon durch eine

Volksminderheit umgestoßen werden kann.
Die Frage der Auslegung des Artikels 75 tritt im übrigen in

den Hintergrund, da das begehrte Gesetz verfassungsänderndist.
Der Gesetzentwurf stellt in seinen §§ 1 bis Z bindende Richtlinien
für die auswärtige Politik auf. Durch § Z wird dem zum Abschluß
von Verträgen mit auswärtigen Mächten berufenen Reich s-

präsidenten die Möglichkeit genommen, bestimmte Verträge

abzuschließen. Der § 1 will außerdem, daß eine feierliche Er-

klärung gegenüber den auswärtigen Mächten über die Kriegsschuld-
these von der R e ich s r e g i e r u n g abgegeben werde. Nach
Artikel 45 der Reichsverfassung ist es Aufgabe des R e ich s -

p r ä s i d e n t e n , das Reich völkerrechtlich zu vertreten, also
völkerrechtliche Erklärungen abzugeben sowie Verträge mit aus-

wärtigen Mächten abzuschließen,und nach Artikel 56 ist es Sache
des R e i ch s k a n z l e r s , die Richtlinien der Politik zu be-

stimmen. Die in der Reichsverfassung durchgeführte Trennung der

Gewalten kann nur durch verfassungsänderndes
G e s e tz durchbrochen werden.

«

Es können nicht durch einfaches
Gesetz Vorschriften für die Führung der auswärtigen Politik
gegeben und damit die Initiative der verfassungsmäßig berufenen
Organe, des Reichspräsidenten und des Reichskanzlers, aus-

geschlossen oder zum mindesten erheblich eingeschränkt werden.

Zur Annahme des Gesetzes durch Volksentscheid ist demnach
gemäß Artikel 76 Absatz 1 Satz 4 der Reichsverfassung die Zu-
stimmung der Mehrheit der Stimmberechtigten«
erforderlich. Es müssen also die gültigen IasZettel
die um eins vermehrte Zahl der Hälfte aller

Stimmberechtigten erreichen, wenn in der Volksabs

ftimmung ein rechtswirksamer Gesetzesbeschlußzustande kommen soll.
Nach Lage der politischen Kräfte ist es ausgeschlossen, daß die

in Artikel 75 geforderte Mindestbeteiligungsziffer
oder die in Artikel 76 für Verfassungsänderungen orgeschriebene
Mindestzustimmungszsahl auch nur annääernderreicht
werden. Das Schicksal des Freiheitsgesetzes in der Volksabstimmung

"

steht hiernach heute bereits fest.

Die Einsielluug der Wirtschaft zum Staat
Von Dr. Cremer, M.d.R.

Der Gründer der weltberühmten Kruppschen Fabrik in Essen,
der alte Alfred Krupp, der aus kleinen Anfängen durch rastlose
Energie sein Unternehmen in die vorderste Linie der deutschen
Wirtschaft führte, hat am Abend seines Lebens in einem Rückblick

auf die Entwicklung seines Werkes den schönen Satz geschrieben:
, »Der Zweck der Arbeit soll das Gemeinwohl sein, dann

bringt Arbeit Segen, dann ist Arbeit Gebet.«

Es ist bekannt, in welchem Maße Alfred Krupp neben der Be-.

tätigung schöpferischenUnternehmersinnes sein wachsendes Ver-

mögen einer fortschrittlichen und für seine Zeit vorbildlichen
sozialen Betätigung zur Verfügung gestellt und wieviel ihm die

Selbstverwaltung seiner Heimat und der Staat als solcher zu ver--

danken hat. Mit dem schönen Satz ist die Synthese zwischen den

beiden Eckpfeilernjedes Volkslebens, Wirtschaft und Kultur, ebenso
treffend gefunden wie die Einordnung beider in dass Leben des

Staates, dessen Aufgabe es eben ist, das Gemeinwohl zu entwickeln
und gewissermaßenin dem sich frei in Wirtschaft und Kulturpflege
entfaltenden Volkstum das tragende Knochengerüst und der Schwer-
punkt im Ringen der Kräfte zu sein. Hier ordnet der große Wirt-

schaftsführer Alfred Krupp die Wirtschaft als dienendes Glied in

das Gesamtgefüge von Volk und Staat ein, in einem ähnlichen
Sinne, wie ein Jahrhundert zuvor der große Preußenkönig sich als

den ersten Diener des Staates bezeichnet hat und damit in einen

bewußten Gegensatz zu dem damals in Europa fast allmächtigen
Absolutismus nach dem Muster des französischen Königs Lud-

wig XIV. getreten ist, der das Wort geprägt hatte: »Der Staat,
das bin ich.«

«

Die Frage entsteht nun freilich, was dieses Gemeinwohl, von

oem Krupp spricht, bedeutet. Auf der einen, Seite birgt es die

möglichst gute Versorgung aller Glieder des Volkes mit allen den

Dingen in sich, deren sie u ihrer materiellen Existenz bedürfen, auf
der anderen Seite lebt r Mensch nicht vom Brot allein, und

erweist es sich als ebenso notwendig, allen Volksgliedern die Anteil-

nahme an den Kulturgütern der Nation zu ermöglichen und die

natürlichen geistigen Anlagen der Volkes zu entwickeln und fort-
zubilden. Um beiden Zwecken erfolgreich dienen zu können, muß der

Staat über Macht verfügen. Er muß die erforderlichen Organe in

sich entwickeln und finanzieren, um dem Staatszweck im Inneren
und der Verteidigung des Staates nach außen genügen zu können.

Daher muß er dasjenige Maß menschlicher und finanzieller Leistun-
gen von den Staatsbürgern fordern, das ihn zur Erfüllung der

Staatsaufgaben instand setzt. Hier zeigt sich schon, daß in jedem
Zeitalter sowohl der Wirksamkeit des Staates als dem Ausmaß
seiner Machtbefugnisse bestimmte Grenzen gesteckt sind. ,,Leicht bei-

einander wohnen die Gedanken, doch hart im Raume stoßen sich die

Sachen.« Die Leistungsfähigkeit der Staatsbürger ist beschränkt; sie
ist aufs engste mit der allgemeinen Entwicklung der Menschheit und
der Weltwirtschaft verknüpft und durch die Vergangenheit bedingt,
die in der verschiedensten Art auf der Gegenwart lastet. Überspannt
oer Staat seine Anforderungen an die Leistungskraft seiner Bürger,

Eis

(Vergleiche den Aufsatz von Ministerpräsident Otto Braun im ersten Novemberheft.)

so hemmt er die Entfaltung der Kräfte der Nation und bleibt weiter

hinter dem Ziel der Förderung des Gemeinwohls zurück,als wenn

er in—richtiger Einschätzungder Leistungskraft des Volkes eine weise
Selbstbeschränkungübt, die ums so sicherer den Aufstieg der Zukunft
verbürgt. Andererseits liegt es im Wesen des Staates, dessen Auf-
gaben ja nicht nur auf die Gegenwart, sondern vielmehr auf eine
weite Zukunft gerichtet sind, daß er auch in schswierigen Zeitläuften
seine Macht und das Ausmaß seiner Leistungen nicht unter eine

gewisse Grenze senken darf, ohne die Gefahr des völligen Verfalls
der Volkskraft und der staatlichen Geltung heraufzubeschwören.In
einer Zeit tiefster Not nach dem Zusammenbruch von 1806X7 hat
die damalige preußischeRegierung den Grundsatz aufgestellt und

verwirklicht, daß der Staat an geistigen Kräften gewinnen müsse,
was er an materiellen Kräften verloren hatte. Die Gründung der

Universität Berlin, die Verbesserung des gesamten Schulwesens, die

Einrichtung der preußischenSelbstverwaltung, die Durchführung der

Bauernbefreiung waren damals in wirtschaftlicher und finanzieller
Hinsicht schwerste Belastungen, gegen welche sich besonders in der
damals bedeutendsten irtschaftlichen Gruppe, dem Großgrundbesitz,
lebhaftester Widerspruc?erhob; aber diese Maßregeln erwiesen sich
bald als die notwendige Voraussetzung für die Wiederaufrichtung
Preußens und die Befreiung des deutschen Volkes von dem

napoleonischen System. Hierdurch erst eröffnete sich der Weg zu der

langsamen Widererstarkung Deutschlands in der ersten Hälfte des

19. Jahrhunderts auf wirtschaftlichem und politischem Gebiete,
deren Ergebnisse der Generation von 1870 in den Schoß fielen, als
ein genialer Mann in einem günstigen Augenblick der europäischen
Geschichtsentwicklung das Deutsche Reich und durch das Reich die

Grundlagen der deutschen Gegenwart schuf.
Dieses Deutsche Reich Bismarcks ist in kaum einer Generation,

im Zusammenhang mit den gewaltigen Fortschritten der Technik
.und des Verkehrs, aus einem Agrarstaat zu einem der bedeutendsten
Industrieländer der Erde geworden. Mehr als irgendein anderes

Land ist es durch die Schnelligkeit seiner Entwicklung vor das

gewaltige soziale Problem gestellt, welches sich aus der Zusammen-
ballung der Bevölkerung um die industriellen Zentren und aus der

Lösung des Menschen von der Schalle ergibt. Dieses soziale Pro-
blem ist keineswegs nur ein wirtschaftliches in dem Sinne, daß es

sich in den Fragen der materiellen Existenz der breiten Massen der

modernen Wirtschaft erschöpft-e; es ist vielmehr im höchstenMaße
auch kulturell und politisch betont. Die aus·dem geschichtlichen
Zusammenhang und aus der heimatlichen Landschaft herausgerissenen
Massen müssen erneut auf dem Boden des Staates Wurzel schlagen;
sie müssen ihn als den ihrigen empfinden und in seiner Fürsorge
um die Schwierigkeiten ihrer Lebenslage erkennen, daß sie seinem
Herzen nicht weniger nahe stehen als die Oberschichten, die über

Tradition, Besitz und überlegenes Wissen verfügen. Sie müssen
durch gesteigerte Kulturpflege in die Geistesarbeit des Gesamt-

volkes hineingezogen werden. Der einzelne muß die seiner Begabung
gemäßen Wege zum Aufstieg an der Hand des Staates finden,- er
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muß durch entsprechende Gestaltung der politischen Organisation
des Staates den seiner Bedeutung entsprechenden Anteil an de«r

,

politischen Willensbildung gewinnen. Das»alles erfordertOpfer sehr
großen Ausmaßes von seiten der öffentlichenHand, die wiederum
auf eine Belastung der Wirtschaft hinauslaufen,wenn sie auchgewiß
zu einein sehr großen Teil durch die Steigerung der Leistungs-
fähigkeit des einzelnen in seiner wirtschaftlichen Tatigkeit zum
Ausdruck kommen. .

· .

Die hier hervortretenden Staatsaufgaben waren einer früheren
Zeit fremd, und auf diese frühere Zeit richten sich manche Blicke,
wenn der Gegensatz zwischen dem heutigen Staat und »demvon

früher, insbesondere hinsichtlich der Höhe der Leistungenzdie er von

dem einzelnen fordert, besonders stark hervortritt. Dabei kannman

keineswegs sagen, daß das Arbeitsfeld für die staatliche Betatigung
die zu Lasten der Steuerzahler erfolgt, endgültigabgesteckt sei. Neue

Aufgaben zeichnen sich ab, mag es sich dabei um solche des Verkehrs
oder um die Krafterzeugung und Kraftverteilung oder auch um die

Entwicklung der öffentlichen Gesundheitspflegeoder der« Volks-

erziehung handeln. Innerhalb dieser Entwicklungist der Staat

genötigt, immer wieder sein Verhältnis zur Wirtschaftins Auge zu

fassen. Und wenn er ihre steuerliche Leistungsfahigkeitpfürdie Er-

füllung der Staatsaufgaben durch seine Steuerpolitikin Anspruch
nimmt und durch seine Sozialpolitik belastet, so erwachst ihmdaraus
die Aufgabe, eine Wirtschaftspolitik zu treiben, welche die Entwick-
lung der Wirtschaft fördert und dazu beiträgt, daßdas nationale

Kapital in dem gleichen Maße wächst, wie die Anforderungen
wachsen, die im Interesse des Gemeinwohls an seine Leistungssahigs
keit gestellt werden.

·

.

«

Die Unternehmer, die in ihrer Gesamtheit unter dem Stichwort
der deutschen Wirtschaft zusammengefaßtwerden, wobei keinesfalls
nur die großen und auch nicht nur die Industrieunternehmer
gemeint sind, vielmehr an die Unternehmeraller Berufe und«aller

Größenklassen, vom Trustkapitän bis. herunter zum kleinsten
Handwerker, gedacht werden muß, haben innerhalbder Volksgemeins
schaft und gegenüber dem Staate die natürliche Aufgabe, in allen

drei Richtungen die besonderen Gesichtspunkte»zu»vertreten, unter

denen die Politik des Staates in seinem Verhaltnis zur Wirtschaft
zu betrachten ist. So selbstverständliches ist, daß der einsichtige
Wirtschaftler nicht zur Herrschaft im Staate·strebt,sondern seine
Aufgabe in der Entwicklung der Wirtschaftsieht, so·selbstverstands
lich ist es, daß er gegenüber dem Staate die lebenswichtigen Inter-

essen der Wirtschaft zu wahren sucht und seine Bedenken geltend
«

ma t, wenn er u erkennen glaubt, daß die Politik des Staates auf

faltheWege gegätEbenso selbstverständlichist es, daß er inner-

halb der heute verfassungsrechtlichfestgelegtendemokratischenForm
des Staatslebens sich nicht darauf beschränkt,gegenüber den«Be-

hörden seine Meinung zu vertreten, sonderndie Mehrheit der stimm-
berechtigten Staatsbürger mit den hierfürgegebenen Mitteln von
der Richtigkeit seiner Auffassungenzu überzeugen sucht. Er ubt

damit lediglich Funktionen aus, die ihm innerhalb des Gesamt-
lebens der Nation gebühren und ohne schweren·Schadenfur das

Ganze nicht vorenthalten werden können: Darüber hinaus kann

auch dem Wirtschaftler als gleichberechtigtem Staatsbürgerdas
Recht nicht bestritten werden, in den Fragen der allgemeinen politi-
schen Linie des Landes mit seiner Auffa sung hervorzutretenund

sich zu deren Begründung der besonderen rfahrungen zu bedienen,
die er in seiner beruflichen Tätigkeit gewonnen hat.· Schließlich
wird ja die gesamte Politik eines Landes, »wenn sie sichnicht in

planlosem Fortwursteln erschöpft, nach bestimmtenzleitendenGe-
sichtspunkten getrieben, die ihrerseits wiederumnicht willkürliche
Denkergebnisse einzelner sind, sondern »ein schicksalgebundenes
Fazit, welches der ernst zu nehmende Politiker aus dem «Gesam-t-
komplex der Daseinsbedingungen des Volkes und Staates zieht.

Der deutsche Staat der Gegenwart ist durch den Zousammeiibruch
von 1918 in eine von der vorausgegangenen Zeit völlig verschiedene
Lage versetzt worden, so daß sich«im gesamten deutschen Volk die

Erkenntnis über die Grundlagen der Gegenwart nur langsam »durch-
setzen konnte. Es ist besonders interessant, in der Entwicklung
bedeutender Menschen der Gegenwart seit 1918 den Vorgang der

inneren Umstellung auf die neue Zeit zu verfolgenund«zu sehen,
wie sie früher oder später zu dem Entschlußheranreifen, sich·bewußt
mit beiden Füßen in das Heute hin-einzustellen, anstatt in rück-
wärtsschauender Sentimentalität ihre Kraft »aus dem lebendigen
Gang der Dinge auszuschalten. Ganz gewiß wird »dieheran-

wachsende Generation in dem»MaßeZwie sie zur Reife gelangt,
das gleiche tun. In dieser Zeit des Ubergangs und Werdens aber
ist es in keiner Gruppe als derjenigen der Unternehmer weniger
verwunderlich, daß es manchen unmöglich erscheintoder doch sehr
schwer fällt, den letzten Schritt zu tun, denn keine andere Gruppe
unseres Volkes ist durch die Staatsumwälzung in einem so starken
Maße in den Grundfesten ihrer bisherigen Stellung im Staate

erschüttert worden. Aus dem Obrigkeitsstaat ist ein Volksstaat
geworden. Die besondere Stellung

»

des Besitzes im öffentlichen
Leben ist beseitigt, aber auch im sozialen Leben ist trotz des Fort-
bestehens der vollen finanziellen Verantwortung und Haftung des

Unternehmers für. den Erfolg seiner wirtschaftlichen Tätigkeit an

die Stelle des freien Arbeitsvertrages der Kollektivvertrag und
der Schlichtungszwang-getreten, durch welche die verantwortliche
Leitung des Betriebes und ihre Erfolgsmöglichkeiten von außen her
eingeengt werden. Dazu ist auf dem wirtschaftlichen Gebiet nicht
nur die öffentliche Hand in einem früher nicht gekannten Maße
als Wettbewerberin

«

erschienen, sondern der Staat hat durch die
Mittel der Wirtschaftspolitik in der verschiedensten Weise mit

Zwang in das Wirtschaftsleben eingegrisfen, während man in der

Vorkriegszeit die Grenzen der staatlichen Einwirkung weit enger
gezogen hat. Andererseits ist das Maß der Leistungen, welche der
Staat von der Wirtschaft fordert, unendlich viel größer als das
der Vorkriegszeit, die Wirtschaft selbst dagegen nach den gewaltigen
Kapitalverlusten der Kriegs- und Nachkriegszeit und dem Verlust
der wichtigsten ausländischen Absatzgebiete weit schwächer als in
den vorausgegangenen Jahrzehnten. Es ist nur zu begreiflich, daß
sich auseiner solchen Lage in weiten Kreisen der Wirtschaft Be-
denken gegenüber der Richtigkeit des staatspolitischen Kurses ent-
wickeln und die Sorge sich äußert, ob der eingeschlagene Weg nicht
statt zu einem neuen Aufstieg zu einem fürchterlichen Zusammen-
bruch führen wird. Gegenüber solcher Einstellung sollte man

weniger durch Empfindlichkeit und durch Vorwürfe reagieren, als

vielmehr nachprüfen, ob nicht in der Tat der Staat bei manchen
seiner Maßnahmen nicht genügend Rücksichtauf die außerordentlich
schwierige Lage der Wirtschaft genommen hat und manches tun
könnte, um sie wirksam zu erleichtern. Der Staat vergibt sich nichts,
wenn er auf die Stimme ider Wirtschaft hört; die letzte Ent-

scheidung und Verantwortung bleibt ihm immer vorbehalten.
Das Thema der Steuerpolitik ist für die Wirtschaft von heute

von einer ganz überragenden Wichtigkeit. Ihre Leistung an den
Staat und seine Organe beschränkt sich ja keineswegs auf die so-
genannten Besitzs und Verkehrssteuern, sondern auch alle übrigen
steuerlichen Lasten und Abgaben, welche die Gesamtheit der Be-

völkerung zunächstzu zahlen hat, drücken sich in dem Lebenshaltungss
index aus, dessen Erhöhung eine ausschlaggebende Bedeutung für
die Gestaltung der Löhne und Gehälter besitzt und sowohl von den

Gewerkschaften als den öffentlichen Organen als wirksamster Be-

weisgrund für die Notwendigkeit von Lohns und Gehaltserhöhungen
benutzt wird. Auf diese Weise wird die Gesamtheit aller Steuern
und Abgaben schließlich direkt oder indirekt auf die produzierende
Wirtschaft abgewälzt. Für diese aber bedeutet das die Notwendig-
keit, nicht nur den unmittelbar auf sie ausgeübten Steuerdruck auf
seine Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit zu untersuchen, sondern
die gesamte Finanzpolitik des Staates in Betracht zu ziehen. Der
Staat ist nicht in der Lage eines Privatmannes, der durch die Ver-

hältnisse gezwungen ist, jederzeit das Maß feiner Ausgaben dem

Maße seiner Einnahmen anzupassen. Seine großen dauernden Auf-
gaben fordern vielmehr jahraus, jahrein ziemlich gleichbleibende und

"

im wesentlichen nicht veränderliche Aufwendungen, deren Maßstab
infolgedessen nicht an den Staatseinkünften besonders günstiger
Iahre gemessen werden kann, vielmehr durch die Rücksichtauf die

ungünstigeren Jahre bestimmt werden muß. Ein Staat, der in

guten Zeiten bis an die Grenzen des vorübergehend Möglichen in

seinen dauern-den Aufwendungen geht, wird in Krisenjahren in die

schwersten Verlegenheiten geraten und zu verzweifelten, sachlich—
nicht zu vertretenden Mitteln greifen müssen, um nicht in die Lage
eines zahlungsunfähigen Schuldners zu kommen. Niemand wird
dem Staate vernünftigerweise einen Vorwurf daraus machen, wenn

er günstige Iahre dazu benutzt, Rücklagen für Zeiten der Not zu
machen; man wird im Gegenteil das geradezu von ihm verlangen
müssen. Kein Vorwurf wäre gegenüber einer derartigen Finanz-
politik weniger am Platze als derjenige der Thesaurierung. Im
Gegenteil muß der Staat sich begründeten Vorwürfen dadurch ent-

ziehen, daß er in günstigen Wirtschaftsjahren es nicht zuläßt, seine
Einnahmen bis zum letzten Pfennig zur Finanzierung neuer laufen-
der Ausgaben zu verwenden. Eine vorsichtige Finanzpolitik, die
stets auch die Möglichkeit neuer krisenhafter Depression-en vor Augen
hat, wird, auf die Dauer gesehen, auch eine Steuerpolitik ermög-
lichen, die-Entlastungen schafft, anstatt immer wieder auf die Suche
nach neuen Steuerquellen gehen zu müssen und dadurch, wie dar-

gelegt, der Wirtschaft zu den alten noch weitere Lasten aufzubürden.
Auf dem Gebiete der Sozialpolitik steht es auch für. den

denkenden Wirtschaftler ebenso wie für den verantwortungss
bewußten Staatsmann außerhalb der Erörterung, daß die Erhaltung
einer gut ausgebildeten und leistungsfähigen Arbeitnehmerschaft
nicht nur im Interesse der Volksgesamtheit, sondern auch im

eigenen Interesse der Wirtschaft eine unentbehrliche Voraussetzung
für jeden Fortschritt ist. Gerade Deutschland mit seinen verhältnis-
mäßig schwachen Rohstoffgrundlagen und feinem engen Lebens-
raum ist in besonderem Maße auf Verfeinerungsarbeit und auf
Qualitätsarbeit angewiesen,«um seinen wirtschaftlichen Rang in
der Welt zu behalten. Aber es ist zugleich auch dar-auf angewiesen,
seinen "«eigenen Kapitalgrundstock wieder auf die erforderliche Höhe
zu bringen, um nicht mehr in einem solchen Umfange wie gegen-
wärtig aus dem Zustrom fremden Kapitals im Wege des Kredits

Xl9
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seine wirtschaftliche Arbeit aufzubauen, wie dies zur Zeit notwendig
ist. Es ist darauf angewiesen, seinen technischen Fortschritt in

gleichem Schritt mit dem der großen Jndustrieländer zu halten.
Die Zeit des Frühkapitalismus, in welcher wichtige Maschinen
jahrzehntelang nützliche Arbeit leisten konnten, ist vorüber. Eine
neue Erfindung vermag häufig nach wenig Jahren mühsam und

kostspielig aufgerichtete Fabriken völlig zu entwerten. Daher sind
ganz andere Aufwendungen als früher erforderlich, um den deut-

schen Produktionsapparat vollwertig zu erhalten. Die Unkosten für
die Beschaffung und Erhaltung des Betriebskapitals sind unver-

gleichlich größer als früher. Entsprechend geringer sind die Ge-

winnmöglichkeiten und entsprechend schwieriger ist es heute, neben

den Löhnen und Gehältern, die sich nicht mehr auf den Verhältnissen
des einzelnen Betriebes aufbauen, sondern von Faktoren außerhalb
des Betriebes bestimmt werden, wachsende Beträge für die Zwecke
der Sozialpolitik abzuzweigen. Das Verständnis für diese Lage ist
in Deutschland leider keineswegs überall verbreitet. Daß auch in

Zeiten absinkender Konjunktur vielfach Lohns und« Gehaltsfordes
rungen aufgestellt und verfochten werden, welche der Wirtschaftslage
keine Rechnung tragen, ist leider eine Tatsache, die von niemandem

mehr bedauert werden kann als von denjenigen, die sich ehrlich um

den Ausgleich der natürlichen Gegensätze zwischen Arbeitgebern und

Arbeitnehmern auf diesem besonderen Gebiete bemühen. Jede Art
von Sozialpolitik muß auf die jeweilige Lage der Wirtschaft die

gebührende Rücksichtnehmen, auf deren Schultern schließlich allein
eine dauernde used fortschreitende Verbesserung der Lage der breiten

Massen aufgebaut werden kann. Die Wortführer der Wirtschaft
würden ihre pflicht gegenüber dem Staat versäumen, wenn sie
diese Tatsachen nicht immer wieder mit allem Ernst in das Licht
der Öffentlichkeit rückten und für ihre gebührende Berücksichtigung
sich einsetzten.

«

In der Wirtschaftspolitik könnte der Staat bis hinunter in die

kleinen Gemeinwesen der Selbstverwaltung viel Verständnis für
die Lebensinteressen der Wirtschaft gewinnen, wenn er als Unter-

nehmer ja in einen echten Wettbewerb mit der Privatwirtschaft
träte. Man kann nicht sagen, daß von dieser Gelegenheit ein

richtiger Gebrauch gemacht wird. Meist wird
erstrebt oder ist ein solches schon tatsächlich vorhanden, wenn die

öffentlicheHand sich auf dem wirtschaftlichen Gebiete betätigt. Ein

Monopolbetrieb kann seine Preise diktieren und kann die Bevölke-

rung zur Abnahme seiner Produkte zwingen. Er arbeitet also auf
einer anderen Ebene als die eigentliche Wirtschaft, deren Sorgen
ihm um so weniger am eigenen Leibe vertraut werden, als er

infolge der Steuerfreiheit ,

der öffentlichen Hand auch die

schwere Belastung von dieser Seite her nicht unmittelbar

spürt. Das Eindringen der öffentlichen Hand in das Wirt-

schaftsleben hat sich zudem vielfach auf Gebiete erstreckt, die sich
dafür keineswegs eignen. Immer wieder werden infolgedessen Vor-

gänge bekannt, welche das Vertrauen kompromittieren und die Ver-

geudung großer öffentlicher Mittel erkennen lassen, während auf
der anderen Seite durch solche Unternehmungen viele selbständige
Existenzen beseitigt worden sind. Eine derartige Entwicklung muß
die Wirtschaft beunruhigen und zur Kritik herausfordern. Die

Beunruhigung wird vermehrt durch die immer wieder hervortretende
Tendenz, produktion und Umsatz von Staats wegen zu regulieren
und dem Trugbild einer sogenannten Planwirtschaft nachzujagen-

ein Monopol -

bei welcher das Risiko den wirtschaftenden Unternehmer trifft,
während die wichtigsten Voraussetzungen des unternehmerischen
Erfolges seiner Verantwortung mehr oder weniger entzogen werden.

Hinzu kommt schließlich die Neigung mancher Regierungsstellen,
Unternehmungen, welche sich nicht als lebensfähig erwiesen haben,
aus öffentlichen Mitteln künstlich am Leben zu erhalten und hier-
durch den Ausleseprozeß zu durchkreuzen, der sich innerhalb der Wirt-

schaft vollzieht und der einen der notwendigen Wege bildet, um

den ständigen Fortschritt auf dem Wege zur größten Wirtschaftlich-
keit sicherzustellen. Es ist nicht so, daß die Wirtschaft ihrerseits
die Verwendung der Steuergelder, die sie selbst aufzubringen hat,
zu solchen Sgnierungsaktionen begrüßt, sie steht ihnen vielmehr mit
den größten Bedenken gegenüber und hat oft genug —- leider meist

vergeblich —- ihre Stimme gegen solche Transaktionen erhoben.
Nicht immer ist die Wirtschaft in der Lage, in einer ge-

schlossenen Front ihre Auffassungen gegenüber dem Staate zu ver-

treten, dazu ist sie viel zu vielgestaltig, und durchkreuzen sich ihre
Interessen im einzelnen viel zu sehr; zumal in den Fragen der

Handelspolitik ergibt sich das bei jeder sich bietenden Gelegenheit.
Hier handelt es sich darum, innerhalb der Interessen des Gesamt-
volkes und der Gesamtwirtschaft die Stimmen der verschiedenen
Wirtschaftsgruppen objektiv und nüchtern gegeneinander abzu-
wägen, aber auch, wenn der einen Opfer zugemutet werden müssen,
die anderen Gruppen dagegen Vorteile bringen, einen gerechten
Ausgleich herbeizuführen, zu dem nur der Staat in der Lage ist.v
Wenn die Wirtschaft oder Teile derselben in einer solchen Lage mit

Forderungen hervortreten, so ist das noch keine unschöne Begehr-
lichkeit, sondern es· müßte von Staat und Volksgesamtheit als eine

Notwendigkeit angesehen werden, in diesen Fällen nach Kräften
positiv zu helfen. Daher kann die politische Einstellung der in

Nachteil geratenen wirtschaftlichen Kreise bei der Behandlung solcher
Fragen keine Rolle spielen, wie denn überhaupt die Stellung des
Staates zu den Belangen der Wirtschaft nicht von politischen oder

gar parte·ipolitischen Gesichtspunkten aus, sondern lediglich nach
Gründen der Sachlichkeit, getroffen werden sollte.

Der Staat wird die großen und wertvollen Kräfte, die im

deutschen Unternehmertum stecken, um so erfolgreicher zu positiver
Mitarbeit gewinnen können, je objektiver und unbefangener er sich
gegenüber der Wirtschaft einstellt und je stärker er sich vor Augen
hält, daß Liebe und Vertrauen nicht mit harter Hand erzwungen
werden können, sondern nur durch verständnisvolles Wohlwollen zu«
erwerben sind. Die Wirtschaft ihrerseits wird sich um so freudiger
der Erfüllung ihrer Aufgaben im Rahmen des Staates widmen, je
deutlicher sie aus den Taten der verantwortlichen Staatsmänner zu
entnehmen vermag, daß diese in voller Erkenntnis des Ernstes der

deutschen Wirtschaftslage handeln und ohne politische Vorurteile von

der sachlichen Mitarbeit der Wirtschaft Gebrauch machen. Kein

verständiger Wirtschaftsführer wird diesHand zu Aktionen bieten,
die den Bestand und die Ordnung des Staates in Frage stellen
können. Für Fehlgriffe einzelner trägt die Gesamtheit der deut-

schen Unternehmer ebensowenig die Verantwortung, wie eine solche
den leitenden politischen Persönlichkeiten für die Torheiten irgend-
einer nachgeordneten Stelle zugemutet werden kann. Eine Klärung
und Reinigung der Atmosphäre zwischen Wirtschaft und Staat, die
beide in ihrer Art dem Gemeinwohl des deutschen Volkes zu
dienen haben, ist ein dringendes Gebot der Stunde.

«

Henneberg-, öie öeutJoJespielwarensiarlt tm Arie-Wer Walde,
öte Perle Brit-Gewissens -

Don schulölrektor seen-. Holzhaufen.
Am Südrande des Thüringer Waldes liegt malerisch vor dem

Gebirge die weltbekannte deutsche Spielwarenstadt Sonneberg.
Füllhornartig quillt sie aus dem Gebirge heraus in die vor-

gelagerte Lin-der Ebene. Seit 1919 ist Sonneberg die südlichst
gelegenste Kreisstadt des Landes Thüringen. Damals suchte das Land

Koburg Anschluß an Bayern, und somit laufen heute die Grenzen
zwischen Thüringen und Bayern am Ende des Weichbildes der

Stadt entlang.
Im Hintergrund wölbt sich das Silurgebirge bis zu 800 m

supor
und gibt der Landschaft ein ganz besonderes eindrucksvolles

eprage.
Unweit der Stadt verlief ehemals die im Mittelalter hoch-

bedeutsame und belebte Handels- und Heerstraße, die Nürnberg mit

Leipzig und Halle verband. Auf dieser Straße transportierten die

Nürnberger nicht nur ihren »Tand«, sondern da zogen auch Rom-

Pilger, ritt Luther mehrmals, zuletzt 1530, als er sich zur Zeit des

Augsburger Reichstag auf der in unserer Nähe befindlichen Veste
Koburg, dem südlichsten Brückenkopf Kursachsens, aufhielt. Das

altdeutsche Gasthaus, in dem Luther ermüdet abgestiegen sein soll,
in Iudenbach, dem Gebirgsdorfe am Sattelpaß, steht heute in

"

Sonneberg und ist eine geistumwitterte Sehenswürdigkeit. (Luther-

420

haus am Schönberg.) Auf der Heeresstraße zogen während des

Dreißigjährigen Krieges die Horden Wallensteins, Gustav Adolfs,
raubende Ungarn und Spanier, flohen antifritzische und tryerische
Truppen im Siebenjährigen Kriege, marschierten Söldner Napo-
leons, als er 1806 gegen Preußen zog. »Heute ist es still auf jener
Gebirgsstraße geworden. Die Gebirgsbahnen (Sonneberg—Stock-
heim-Probstzella und Sonneberg—Lauscha—-—Probstzella)haben den

Transport der Menschen und Waren übernommen-

Die Gegend wurde nach dem 12. Iahrhundert vom Main her
besiedelt. Die Bewohner gehören zum Stamme der Franken. Wie
die Waldgegend, so ist ihr Charakter. Frisch, rauh, offenherzig,
lebensfroh, arbeitsam, genügsam und musikalisch. Der geologische
Aufbau und die Bedeckung des Bodens sind die naturgegebenen
Grundlagen der Beschäftigung der Waldleute gewesen. Aus dem

Silurgebirge brachen die findigen Alivordern den Schieferstein und

verfertigten sehr gute Wetzsteine daraus und schleppten sie im
16. und 17. Jahrhundert auf ihrem Rücken hinaus in die Welt bis

Riga und Amsterdam. Andere fanden Beschäftigung auf dem Acker
und in den unermeßlichenWäldern. Sie fällten Bäume, flößten,
brannten Holzkohlen, sotten pech aus Harz, schälten Bäume ab usw.
Diese Tätigkeiten, heute zum Teil längst vergessen, leben fort in
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chronik des

»
tt.1ulit920.

Die Voslksabstimrnung in den ost- und

westpreußischen Abstimmungsgebieten hat

folgendes Ergebnis:

O s t p r e u B e n :

Gesamtzahl der abgegebenen stimmen 361063sz
Davon fiir Deutschland 353 655 = 97,9 v. ft.,
fiir Polen 7400 = 2,t v. H-

Westpreußesn:
v

Gesamtzahl der abgegebenen stimmen 105121.

Davon fiir Deutschland 96 889 = 92,4 v. H.,
fiir Polen 7977 = 7,6 v.ti.

5.—16. tuli 1920.

Konterenz der Alliierten in spa unter Teil-

nahCrne deutscher Vertreter.

A. Hinsichtlich der Ausführung der militä-

ri s c h e n B e s tsi m m u n g e n erklären sich die Alliierten

u. a. damit ein-verstanden: daß die stärke der Reichswehr

bis t. Oktober 1920 auf 150 000, bis t. lansuar 1921 auf

100 000 Köpfe herabgesetzt wird;- daß im entmilitanisierten

Gebiet bis t. Oktober 1920 eine noch zu bestimmende Zahl

von Truppen bleibt, um bei .

der sammlung der Watte-n —————

zu helfen; daß bei der Reichs-

wehr außer den zugestande-
nen 4000 Ostfizieren noch 300

Militär- usnid 200 Tierärzte

beibehalten wer-den. V o r-

aussetzung ist aber,daß
Deutschl-and sofort zur Ent-

waftsnung der Einwoshsnserweh-

und sichserheitspolizeikcn

schreitet; die Zivilbevölke-

rung unter strafandrohung
zur Ablieferung der Waffen

auf-fordert; sofort die all-ge-
meine Wehrpflicht abschafft;
alle iiberzählsisgen Waffe-n und

Kriegsgerät den Alliierten

zur Zerstörung abl-iet-ert und

bei der Zerstörung behilflich M

seit .

,-.
,

zu sank-solch
sauste

Versatller

n

Blatt-owns i s

Vol Mo

Vertrages Schluß-l

zuschiichtern, daß von den 60 000 Esinwohnern nur 271 sich
in die Listen fiir Deutschland einzutragen wagen.

30. Juli t«920.

Annahme des vorläufigen Reichswehrgesetzes (Ab-

schaffung der allgemeinenWehrpflichll durch den Reichstag

s. August t920.

Annahme des Gesetzentwurfs iiber die Entwatfnung der
Bevölkerung durch den Reichstag

ttk Au gu st t920.

Ein-e Note des« Obersten Rates teilt die von den alliierten
und assoziierten Mächten fest-gelegte Grenze zwischen dem
deutsch gebliebenen Teil Westpsreußens und Polen mit.
Danach fällt auch das östlichse Ufer der Weichsel Polen zu,
so daß Ost- und Westpreufzen völlig von der Weichsel ab-

geschnitten sind. «- Ein deutscher Protest gegen diese mit
den Bestimmungen des Versailler Vertrages unvereinbare

Grenzziehung bleibt erfolglos.

16. Au gu st t920.

Die ost- und westpsreußischenAbstcimmungsgebiete
kehren zum Reiche zuruck.

Zo« September 1920·

Der in Paris tagen-de
Völkerbusndsrat spricht Eu-

pen und Malmedv Belgien
zu. Deutschland verliert da-
durch weitere 1036 gkm mit
60000 Einwohnern, von de-
nen 49 500 (82,6 v·t·l.l Deut-
sche sind. «- Alle deutschen
Proteste gegen dieses Un-
recht bleiben gänzlich er-

Geqkø10.1.1920

.

k0«1-9108-

e- Zo. s e p i e m h e k 1920.

Huttscii-·i«ii3«iiklitiiisii
is Die entmilitarisierte Rhein-

za m ists-its landzone ist von den deut-
ZIFSZTIIDFLJFZZZFWFverlusfe on vermindert-

fand und lauten
(Einwohnerzahlen 1910)

tö. Dezember t920.

ist; die bis jetzt lrtioch
nicht

ans endete-n Bes simmungen
iibgfwdieManine und die Luftschsittaihrt durchtiihri. Wenn
die interalliierten Kontrollikommissionen zu irgendeinem
Zeitpunkt bis zum t. lanuar 1921 feststellen, daß diese Be-

stimmungen nicht loyal durchgeführt werden, »werden
die Alliierten zur Besetzung eines neuen

Teils deutschen Gesbiets sch—reiten«.

B. Zur Reparationsfrage machen die deutschen

Vertreter grundsätzliche Vorschläge, deren Kern darin be-

steht, das bei der Festsetzung der deutschen Reparationss

vernilichtungen die Leistungsfähigkeit Deutschland-s zu-
grunde gelegt werden müsse, das die Esntschädigungspfshcht

in Annuitäten auszudrücken und auf 30 Annuitäten zu be-

schränken sei. Bei einer wesentlichen Besserung der Lage
Deutschlands soll eine Erhöhung der Annuitäten eintreten.

c. ln der Frage der Kohlenlieterungen miissen

die deutsch-en Vertreter ein Protokoll unterschreiben, das

Deutschland vom t. August 1920 an auf sechs Monate die

Lieferung von monatlich zwei Millionen Tonnen Kohle auf-
erlegt, unter Verrechnung auf das Renarationsskonto Nicht-

erfüllung soll zur Besetzusng eines neue-n Teils deutschen Ge-

b-ietes, des Ruhrgebietes oder irgendeine-s anderen,
führen.

24. luli t920.

Die belgischen Behörden haben es verstanden, auf die

fast dukchweg deutsche Bevölkerung von Eupen und Mal-

medv einen solch-en Druck asuszuiisben usnd sie so ein-

. Möglichkeit der Leistung verlange.

·
Deutschland erklärt sich

auße-rstande, die Devisen fsiir
die AusgleichSZahlungen fiir Dezember aufzubringen, ohne
sein Ernährungsiprogramm ernstlich zu gefährden.

t6. bis 22. Dezember t920.

Briisseler Tagung der sachverständigen
der Alliierten und Deutschlands in der Re-
parationsfrag e. staatssekretär Bergmansn fiihrt aus:

Deutschl-and habe ein wesentlichIes interesse daran, »daß
die Reparationsschuld so bat-d wie möglich und in vernünf-
tig-er Weise, d. sh. innerhalb dser deutschen Zahlungsfähigkeit
festgestellt werde. Unermeßslicher schaden wiirde entstehen,
wsenn man eine theoretische summe ohne Riickssicht auf die

Gelsdzahlusngen könne
Deutschl-and nicht machen, sondern vorläufig nur sacht-ide-
runge-n. Vorbedingung fiir die Möglichkeit der Zahlungen
in Geld sei die Ordnung der deutschen Währung und des
Resichsha.ushalts. Ob Deutschland dies aus eiigener Kraft
vollbringen könne, sei zweifelhaft. Die Konterenz wir-d auf
den to. lanuar 1921 vertagt, tritt aber nicht mehr zusammen.

Der Dollar, der am 10. lainsuar 1920 in Deutschland noch
auf 51,15 Mark gestanden hatt-e, steht am 20. Dezember 1920
auf 73,75.

31. Dezember t920.

Nach einem Bericht der Reparatiosnskommiission vom

23. lanuar 1921 hat Deutschland bis Ende 1920 folgen-de Re-
parationslieterungen bewirkt:
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17 818 840t Kohlen,
Br.-Reg.-To. Dampfer,

19000t Ammon-iak-sulfat, 2034 729

Segler und Fiisch·e-rboote, 38 730t

Flußschiiffe nebst Material, 360 000 Tiere, 6802 558 kg Säme-'

reien, 4571 Lokomotiven, 129 555 Wagsgons, 5000 Lastikraft-

wagen, 140 000t festes Eisen.bahnrnaterial, 131505t landwirt-

schafftiche Geräte und Maschinen, 10787 827 kg F.arbstoffe,
57 823 kg phiarmazeutische Produkte, Unterseekabel: Em-

den—Vigo, Em-den-Brest, Em-d«en—Teneriffa, Emd-en-Azoren

it unsd 2), Azoren-N«ew York it und 2l, Tenerisffa—Mon-s .

rovia, Monrov-ia—l.ome, Lome—Du-ala, Monrovia—Pernam-
buko, Konstantinopel—Kresstanza, lap-Schanghai, jap-
G-uam, jap—M-e.nado. Die vorstehende Liste ist unvoll-

ständig-
» Daneben hat Deutschl-and nach dem gleichen Bericht bis

Ende 1920 an Frankreich und Belgsien zurückgegeben u. a.:

13560t landwirtschaftliche Maschinen, 271207t Material für

die industrie, 407 Lokomotiven, 18928 Waggons, ferner

Wertpapiere, Mosbilsiar und Kunstsgsegesnstsände

31. D e icmb er 1920.

Die Stärke der Reichswehr ist auf 100 000 Man-n herab-
-

gesetzt 24. bis 29. janusk 1921.

Tagung des Obersten Rates der Allj-

ierten in Paris. Die am 29. angenommenen Beschlüsse

enthalten in der Entwaffnusngstrage eine ganze

Reihe von kurzbetristeten Forderungen, die vielfach über«
die Bestimmungen des Verssailler Vertrages hinausgehen
ln der R eparationsfrage fordern die All-iisert-en: Zah-

lunsg von 42 lahreszaihlungen cAsnnuitsätenl vorn t. Mai 1921

ab, -u-n«d zwar in den bei-den ersten lahren je 2 Milliarden

Gold-mark, in den drei folgenden jahsren je drei, in den

drei nächstfolgenden jahren je vier, in drei weiteren

jahrien je fünf und ins den leßten Zl lahren jse 6 Milliarden

Gol-dsmark. Zu diesen festen jahreszahlungen von insgesamt
226 Milliarden Gold-mark sollen ebenfalls vom t. Mai 1921«

ab noch— 42 Annuitsäten in Höhe von je 12 v.H. des Wertes

der deutschen Ausfuhr trete-n. Der Ertrag der deutschen

Zölle bildet das Pfand für die Durchführung dieser Forde-

rungen. Alle deutschen Zolslseinnahsmen werden für deutsche

Rechnung durch einen von der deutschen Regierung mit

Zustimmung der Reparationsikommission ernannten General-

zolleinnsehmser vereinnahmt. Falls Deutschland eine der

Zahlusngen unterläßt, kann die Reparatsionskommission die

deutschen Zölle ganz oder teilweise beschlagnahmen oder

ihre Verwaltung selbst übernehmen. Außerdem kann die

Reparationskommission die Erhöhung der Zolltarife fordern

und die Nichterfüllung dies-er Forderung den Alliierten mit-

teilen, die dann die geeigneten Maßnahmen ergreifen
werden.

Am 29. lansuar teilt Briand diese Beschlüsse der deut-

schen Regierung rnit-

26.Februar t921.

Die Resparationskommission erkennt die deutsche Be-

rechnung, nach der die bisherigen deutschen Leistungen be-

reits mehr als 20 Milliarden Goldmark ausmachen, nicht als

richtig an. sie erklärt, daß von den bis t. Mai 1921 fällt-gen
20 Milliarden höchstens 8 Milliarden gezahlt seien.

1..bis 7.März«1921.

Kosnferenz zu London. Vertretien sind: Deutsch-

land, Großb-rit.annsien,Frankreich, italien, japan und Belgien.
l. Mär z. Reich-sausenminister Dr. Simons erklärt, Deutsch-

land könne die Pariser Beschlüsse in der vorliegenden Form

nicht annehmen, werde aber Gegenvorschläge machen. Die

ungeheuren Summen der Pariser Beschlüsse könnten nur

aus dem Uberschuß der Ausfuhr iüber die Einfushr heraus-

gewirtschaftet wer-den. Um die 6 Milliarden Goldmiark

jährlich zu zahlen, müßte die Aussfsuhr auf 24 Milliarden

gesteigert wer-den. Deutschland wäre infolgedessen ge-

zwungen, auf dem Weltrnarkt den anderen industrie-

staaten in einer Weise Konkurrenz zu machen, wie

sie die Geschichte noch nicht gesehen habe. Troß
schlechter Aussichten für die deutsche Wirtschaft mache

die deutsche Regierung bestimmte Gegsenvorschläge, »weil
sie darauf vertraut, daß das deutsche Volk schwere
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Esntbehrungen auf sich nehmen sund härtere Arbeit leisten

wird, wenn es die Aussicht hat, sich in bestimmter Zeit von

den unbestimmten Verpflichtungen des Friedensvertrages
treizu«m-achen«· Auch wirtschaftlich erscheine es u«nprakt·isch,
die Zahlung so lange hinzuzsiehen Die Zahslungen nach den

Pariser Beschlüssen hätten einen Gegenwartswert von 50 Mil-
liarden Goldmark. Von dieser summe seien die bisherigen
deutschen sachleistiungen von etwas über 20 Milliarden Gold-
mark abzuziehen. Die Restsumme sei soweit als möglich
durch eine internationale Anleihe zu mobilisieren, was für

etwa 8 Milliarden Goldmark möglich sei. Diese 8 Milliarden
und den Restbetrag von 22 Milliarden hätte Deutschland zu

verzinsen und innerhalb 30 lahren zu tilgen· Neben dem

Zinsendienst für die Anleihe sei l Milliasrde Goldmark das

höchste, was Deutschland in den ersten fünf lahren leisten

könne. Z. März. Llovd George antwortet asuf die deut-
schen Gegenvorschläge. Die Darlegungen Dr. Simons
stellten nach Ansicht der Alliiertsen ,,eine ausgesprochene
Herausforderung gegen-über den grundlegenden Bedin-

gung-en des Versailler Frsiedensvertrags dar und müßten
dementsprechend lbehandelt werden. Die Gegesnvorschläge
spotteten des Vertrages. Dies gehe nicht nur aus dem
chairakter dieser Vorschläge, sondern auch daraus hervor.
daß Dr. Simons in einer Rede in stsuttgart die deutsche Ver-
antwortlichkeit für den Krieg zurückgewiesen habe. »Für
die Aslliiierten ist die deutsche Verantwortlichkeit für den

Krieg grundlegend. Sie ist die Basis, ausf der das Gebäude

des Vertrages errichtet worden ist, und wenn dies Aner-

kenntnis verweigert oder aufgegeben wird, ist der Vertrag
hi.nisäll·i-g.« Llovd George schließt seine Erklärung. mit

folgendem Ultimatum: Wenn nicht bis zum 7. März die

Pariser Beschlüsse angenommen oder andere in gleichem
Maße befriedigende Vorschläge gemacht seien, würden die

Aslliierten: t. die städte Duisburg, Ruhrort und Düsseldorf

beseßen; 2. von ihren Staatsangehörigen fordern, einen ge-

wissen Anteil von allen Deutschland für deutsche Ware-n ge-
schuldeten Zahlungen an ihr-e Regierung abzufiührem Z. die

Einnahmen der deutschen Zolläirnter an den äußeren Grenzen

des beseßten Gebietes für die Reparationskommission sin

Anspruch nehmen sowie am Rhein und den Grenzen der

Brückenköpte zeitweilig Zölle erheben-
7. März. Reichsaußenmsinister Dr. simons bezeichnet

die Pariser Beschlüsse in der vorliegenden Form erneut

als un-annehm-bar, die angedrohten Zwangsmaßsnahmen als

unzulässig und macht neue Gegenvorschläge, die auf eine

vorläufige Regelung für die ersten fünf jahre hinauslaufen.

ln der Nachmittagssißsung erklärt Llovd George, da die

deutschen Gegenvorschläge ungenügend seien, hätten die

All«iierten die sanktionen leider in Kraft treten lassen

müssen. Dr. Simons legt gegen die Sanktionen Ver-

wahrung ein.
.

8.«März 1921.

Französische und belgische Truppen besetzen

Düsseldorf, Duisburg und Rsuhsrort, das sog.

Sa-nktions.gebiet. Die Rhein-landkomsmission stellt

durch Verordnung Nr. 77 die gesamte Zollverwaltung des

besetzten Gebietes unter ihren Befehl.

10. M ä r z l921.
- Deutschland protestiert beim Völkerbunsdsrat gegen die

vertragswidrigen Sanktiosnen jedoch ohne jede-n Erfolg.

15. März 1921.

Die Renarationskommissiosn fordert bis t. Mai 1921 die

Zahlung von 12 Milliarden Gol-dmark, davon l Milliarde vor

dem 23· März.
«

20. M ä r z 1921.

Abstimmung in Oberschlesien

Abgegebene stimmen 1186 758, davon

fsür Deutschland . 707 393=59,8 v.H.
für Polen 479 365 =40,2 v.H.

22· M ä r z 1921.

Bewaffnete polnische Abteilungen überschreiten östlich

Kattowiß die Grenze Oberschlesiens und beseßen mehrere
Grenzorte.
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6. April t921.

Die deutsche Regierung beantragt bei -der·lnteralliierten
Abstimmungskomsmission fiir Oberschlesien sowie bei

der englischen, italienischen und französischen Regierung,
daß das gesamte oberschlesische Abstimmungsgebietun-

geteilt dem Deutschen Reiche zugesprochen wird.

27.. April 1921.

Die Reparationskommission teilt der deutschen Kriegs-
lastenkommisssion mit, daß-die Höhe der Schaden, fur

welche Deutschland Ersatz
zu leisten habe, auf 132 Mil-

liarden Oolsdmark fest-

gesetzt sei.
«

i

geseßten Zahiungsplan zu erfüllen, die von der Reparations-
kommission vor-geschriebenen Sicherheiten anzunehmen und

durchzuführen, die von den Atliierten am 29. lanuar 1921

festgesetzten Abriistungsmaßnahmen f ristgemiäß auszu-

fiihren und unverziiglich die Aburteilung der Kriegs-
verbrecher vorzunehmen. Der gleichzeitig iiberreichte
Londoner Zahlunigsplan fordert: t. An Stelle der nach dem
Versailler Vertrag ausgelieferten Schulsdvesrschreibiingen be-

händigt die deutsche Regierung der Reparationskommission
neue Schuldverschreibungen iiber 12, 38 und 82 Milliarden

Gold-mark, »die mit 5 v.ti. zu

verzinsen und mit f v.H. zu

tilgen sind. 2. Bis zur Tilgung
der Schuldverschreibungen

Z. Mai t921.

ln Oberschilesien bricht

ein neuer polnischer Auf-

stand aut.
s. M ai t921.

Die deutsche Regierung
fordert in London, Paris und

Rom das Einschreiten der

Besaßuingstrusppen in Ober-

schlesien gegen den polni-
schen Aufstand und erklärt

sich zu der Unterstiißung

bereit-
s. Mai 192L

Llovd Oeorge über-

reicht dem deutschen Bot-

schatter Sthamer das zweite

Die Frderuncrender mliierfen
Eva-»L-

zahlt Deutschland jährlich
al 2 Milliarden Oosldm., b) 26

v.H. des Wertes der deut-
schen A«usfuhr. Z. Als feste

Leistung fiir das erste Halb-

iahr zahlt Deutschland so-

kort t Milliaride Oo"ldm·ark.

4. Die Repariationskommis-
siosn errichtet isn Berlin ein

Garantiekomitee. das mit »der
Aufsicht iiber die Durchfüh-

rung des Zahtunsgsplans be-
traut ist. Als Sicherheit fiiir
die Zahlung dienen die deut-
sche-n Zölle iund eine Abgabe
von 26 v. H. ausf die deutsche
Aus-fuhr sowie die Eingänge

PAGA

lkeEkationsskommissionl—

London-er Ultimatum
«

Darin stellen die Alliierten fest, daß die deutsche Regie-
rung mit der Erfiillung ihrer Verpflichtungen ism Ruck-

stansde sei hinsichtlich der Entwaiffsnung der Zahl-ung.von

12 Milliarden Ooldmark. der Aburteilung der Kriegs-
verbrecher und einiger anderer wichtiger Punkte. Sie be-

schließen daher, am 12. Mai das Rsuhrtal zu besehen, falls
die deutsche Regierung nicht innerhalb sechs Tagen klipp
und klar erkläre, daß sie entschlossen sei, ohne Vorbehalt
oder Bedingungen den von der Reparationskomcmission fest-

aus direkten oder indirekten
Steuern. s. Deutschland soll auf Verlangen einer alliierfen
Macht vorbehaltlich der Zustimmung der Reparationskom-
mission Material und Arbeit-en nicht nur tiir den Wiederauf-
bau der zerstörten Gebiete, sondern auch zur Förderung der
Wirtschaft Ider alliierten Macht liefern.

fl. Mai 1921.

Die deutsche Regierung tKabisnett Wirthl nimmt unter
dem Zwang der Drohung das Londoner Ultimatuim an·

IX. Von sder Annahme des Londoner Ultiinatums
bis zum Einbruch ins Ruhrgebiet

12· August 1921. .

Der in Paris tagende Oberste Rat der Alliierten kan
sich iiber die Zuteilung Oberschlesiens nicht

einigen und iiberwieist vdie Frage an den Vö«lk-erbunsdsrat.

25. August t921.

Unterzeichnung des Friedensvertrages
zwischen Deutschl-and und den Vereinigten
S t a a t e n.

29. September t921.

Die Alliierten heben die wirtschaftlichen Saniktionen im

beseßten Gebiet größtenteils auf. Die widerrechtliche Be-

seßung von Diisselsdorf, Dusisburg und Ruhrort bleibt be-
stehen, des-gleichen das Emsser Ein-— und Austuhramt sowie

die Erhebung einer Abgabe von 26 v. H. auf die deutsche

Esinfushr in England· .

12. Oktober 1921.

Der Vö lkerbun dsrat beschließt einstimmig sei-ne

als »Empf-ehil-ung«bezeichnete Entsch ei dung in der

obckschlesisschen Frage. Er teilt das Ab-

stimmungsgebiet zwischen Deutschland und Dosten. Polen

erhält einen Teil des Kreises Rat-i:bor, den größten Teil des

Kreises vanik, den ganzen Kreis Dleß, Katfowiß-Stadt und

-Lan-d, Teile der Kreise Tost-cileiwiß, Hindenbur.g, Besuthen-

Stadt und -l.asn-d unsd den größten Teil der»Kreise Tarnowsiß
und L.uhlckniß,sinsgesamt 3221 qkm mit 892 500 Einwohsnierm
darunter 300 000 Deutsch-en. Obwohl Dolen nur 40,2 v.l·t.
der Stimmen erhalten hatte, erhält es 43 v.tt. der Ein-

wohiner. Zu denr polnsischen Anteil gehören große und
bliihende deutsch-e Städte, die wie Königstiiitfe mit 78 v.l-l.
und Kattowiß mit 81 v.H. fiir Deutschland gestimmt hatten.
Von den 22 Zinkhiitten erhält Polen 22 = 100 v. H.. von den
16 Zink- und Bleierzgruben tt =68,7 v. H., von den 25 Stahl-
und Eisengießereien 15=60,0 v.H., von den 37 Hochöten
23 = 62,t "v.H., von den 12 Eisen-erzgrsuben 12 = 100 v.l·t.,
von den 67 Kohlengruben 53 = 79,1 v.l-l.

lnifolge des Verlustes von Ostoberschlesien erreicht der
Oesamtverlust Deutschlands lohne Saargebiet und ohne
Kolonienl folgende Ausmaße: 70 585 qkm = tZ v.H. der
Fläche, 6475 200 Einwohner = 10 v.H. der Bevölkerung
4,95 Mill. ha = t4,2 v...l-t. der fand-wirtschaftlich genußten
Fläche, 701499 Pferde = 15,5 v·l«l., 2346 073 Rinder
= 11,2 v.H., 2884020 Schweine = t-t,2 v.H., 90 v.H. der

Handelsilotte, 68 v.l-l. der Z-inkerzför-derung, 26,2 v.H. der
Bleierzförderung 74,4 v.tt. der Eisenerzförderung, 26 v.H.
der Ste-inkohlenförderung.

20. okiobek 1921.

Die Botschafterkonferenz in Paris iiberreichf dem deut-

schen Botschaiter und dem polnischen Gesandten die Erst-
scheidung in der oberschlesischen Frage. - Sie droht mit

Zwasngsniaßnahmen, falls die Entscheidung nicht willig an-

genommen und loval durchgeführt wird.

27. Oktober 1921.

Die deutsche Regierung protestkisert bei der Botschafterss
konferenz gegen die Entscheidung in der oberschlesischen
Frage und erklärt, sich nur dem Zwang zu beugen
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14. Dezember 1921.

Die deutsche Regierung beantragt bei der Reparations-
kommission Aufschub der Zahlung der im Januar und

Februar fälligen Raten, für die ssie nicht mehr als 150 bis

200 Millionen Gotdmark auf-bringen könne. Eine Asnleiihe sei

nicht zu erlangen.
13. Januar 1922.

Die Konterenz der Alliierten zu cannes

gewährt Deutschland ein-en vorläufigen Zahlungsaufschub
für die Januar-· und Februarraten unter-der Bedingung, daß
alle 10 Tage je 31 Millionen Goldmark in Devisen gezahlt
werden und Deutschland innerhalb 14 Tagen einen plan zur

Reform seines Hsasushalts, zur Einschränkung des Noten-

umlaufs sowie ein Programm über Barzahlungen und Sach-

leistungen für 1922 vorlegt.

7.Mäk21922.«

Die Reparationskominisssison veröffentlicht ifsolsgende Zu-

sammenstellung der deutschen Leistungen bis 31. De-

zember 1921:

l. Zahlungen in Golid susnd Devisen . 1184171000 GM.
ll. Sachlieferungen . . 2799 342 000

»

llsl. Staatsverrnögen tin den ab-

sgetretenen Gebieten 2 504 342 000
»

Zusammen 6 847 856 000 GM·

21. Mö r z 1922.

Die Reparationskornmission seßt die deutschen Leistun-

gen für 1922 auf 720 Mill. Golsdsmark in bar und 1450 Millionen

in Sachleistungen fest. Von den Barzahlsungen seien bis

ießt 282 Mill. Gold-mark geleistet. Der Rest ist zu zahlen:

18 Millionen am ts. April, je 50 Millionen am ts. Maxi, Juni,
Juli, August, September, Oktober und je 60 arn ts. November

und ts. Dezember. Die Reparationskommission fordert

ferner Ausgleich des Reichshausshalts, Erhöhung der

Steuern cum mindestens 60 Milliarden Papier-mark, Kontrolle

der deutschen Finanzen durch das Gar-asntiekom-sitee, Maß-·
nahmen gegen die Kapit-aslflucht. — Doltar 30454

7. A pril 1922.

Eine deutsche Note san die Reparationskommission
fordert die Nachprüfung der deutschen Leistungsfähigkeit
und erklärt ein-e Anleihe als notwendig, um die von Deutsch-

land geforderten Barzahluingen leisten zu können-

10. April bis 19. Mai t922.

K o n f e re n z v o n G e n u a unt-er Teilnahme deutscher

und russsischer Vertreter. Ihr einziges Ergebnis ist, daß die

deutschen und russischen Vertreter am ts. Aspril zu Ra-

pallo einen Vertrag schließen, der die Wiederaufnahme

der diplomatisschen Beziehungen, den gegenseitiigen Ver-

zicht auf Entschädigungen und füsr idie Zukunft die Meist-

begsünstigung vorsieht.

24. Mai bis 10. Juni 1922.

Tagung des aus fsührenden Bankiers bestehenden inter-

nationalen Anleiheausschusses »in Paris. Er kommt am

9. Jsunsi zu dem. schluß, daß unter den gegenwärtigen- Um-

ständen kein beschluß über die Ausgabe einer internatio-

nalen Anleihe gefaßt werden könne, von der ein Teil der

von Deutschland ziu leisten-den Repasrationszahtuingen ge-

deckt werden könnte-

12. Juli t922.

Die deutsche kriegslastenkommission fordert von der

Reparationskosmmission ein Moratorsium für die B-arzahlsun-

gen während der Jahre 1923 und t924, da Deutschland in-

folge der Markienstwertung keine Devisen smehr auf-

bring-en kann.
t7. Juli t922.

Eine deutsche Note erklärt, daß die Zahlungen im Aus-

gleichssverfahren nicht mehr in voller Höhe geleistet werden

können.
- 19. Juli 1922.

Deutschland übernimmt wieder die Verwaltung in dem
ihm verbleibenden Teil von Oberschitesien.
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28. Ju li t922.

Frankreich lehnt-das deutsche Gessuch auf Herabsetzung
der Ausgleichszashlungen ab und fordert usltimativ bis zum

S. August eine Erklärung, ob Deutschland bereit sei, wie

bisher die monatsliiche Rauschssumme von 2 Mill. 88 für das

Asusgleichssverfahren zu zahlen· .

t. August 1922.

«Die deutsche Antwort auf die französische Note vom

28. Juli betont, daß es ebensowenig möglich sei, 40 Mill.
Goldmark mionatlich im Ausgleichsverfahren zu zahlen, wie
50 Millionen für Reparationen.

2. August t922.

Die französische Antwort auf die deutsche Note vom

t. droht smit Zwangsmaßnahmen zum S. August- — Dollar 777.

7. bis t4. August t922.

Tagung des Obersten Rates in London.
Doisncaire lehinst ein Moratorium alb, idsa Deutschland trotz
allem Enstsgegsenkomtmen nicht regelmäßig gezahlt habe,
viele iiberfsliissige Ausgaben mache susnsd absichtlich seinen

Notenumlauf vergrößere. Am 8. August legt Roincare sein

Programm produktiver sEingriffe vor: Einziehung voin

26 v.l·t. »der lDevisen, die Deutschl-and aus der Ausfuhr

erhält, sowie aller Zoll-einnehmen; Wiederherstellung der

—Zol-lgr-enze - zwischen -beseßtem sunid unsbeseßstem Gebiet;
Ausbeutsunsg ider deutschen Staatsbergwerke uinsd lder links-
rhseinkischen Staats-fors«te; Besteuerung der Produkte, die
.-d-«a«stRuhrgebiet verlassen, sdsurch Errichtung einer dieses
Gebiet umschließenden besonderen Zollschran-ke; Uber-

weisung einer Beteiligung von 60 v.-ll. des Aktienkapitdals
aillser tlinskssnheinischen Farben- unid chemischen -Fa«brsiken. —

Am tt. lehnt der Sachverständigenausschuß Doiincares Vor-

schläge zum größten Teil ab. — Arn t4. wird dsise Konferenz
ohne Ergebnis abgebrochen. —- Dollasr am folgenden
Tage WZL

ts. August l922.

Die Alliierten fordern Zahlung von 2 Mill. as für Ver-
bindlichkeilen sim Ausgleichsverfahren bis ts. September-

Zi. August t922.

Die Reparationskommissiion lehnt das Moratorium ab,
stellt aber Zahlusngsaufschub sisn Aussicht.

Zt. Oktober 1922.

Die Ausgleichsämter der Alliierten beschließen den Auf-
schub der deutschen Ausgleichsziahstsungen bis Ende Juni t923·
— Donat 4430s 4. November t922.

Deutschland regt bei der Reparationskommillion a-n,

unter Mitwirkung der Reichs-dank ein internationates Svn-
dikat zur Beschaffung eines internationalen Bankkredits
von mindestens 500 Millionen Gold-mark zur Stabilisierung
der Mark zu schaffen. — Dolslar 6025.

13. November 1922.

Die deutsche Regierung übergibt der Reparat-ions-
komsmsisssion einen Stabilisienungssplan. Dieser fordert u. a.:

Befreiung von allen Reparationsleistiungen für 3 bis 4 Jahre,
Festsetzung der Reparationsssschsuld in einer Höhe, daß sie

aus dem Uberschuß des Haushalts gedeckt werden kann,
hansdelspolitische Gleichberechtigung Deutsch-lands.

30. November l922·

Die Art und Weise, wie die interalliierte Mislitärkontroll-«.
komsmisson ihre Tätigkeit sin Deutschtlanid aiu«sübte, hatte im

Laufe des Jahres 1922 zu mehreren Zwischenfällen geführt.
ln Stettin waren ihre Mitglieder behindert, in Dassau und

lngolstadt beschimpft worden« Die deutsche Regierung
hatte ishr Bedauern ausgesprochen, Untierstüßung und

Genugtuung zugesagt. Die Botschaft-erkonferenz bezeichnet
dies am 30. November als ungenügend, fordert, daß die

Städte lngoststadt und Dasssau je 500000 Goldmark Strafe

zahlen und daß ihre Bürgermeister entlassen werden sollen,
und droht Repressalien im beseßten Gebiet an.

2. Dezember t922.

ln einer ausführlichen Note an die Reparationss
kommission weist die deutsche Regierung nach. daß sie die

«

»

-..««.-—-.s-.-D-J
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ihr tiir 1922 auferlegten Holzlsiekerungen bis tahresende
nicht voll-ständig bewirken könne; sie ersucht um Verlange-

rung der Lsiekerzseit bis zum l. April l923. .

9. bis tt. Dezember 1922.

Ta un der alliierten Ministerpräsi-

denteei ingLondon Asm to. werden die deutschen Re-

paratisonsvorschlsäge überreicht. sie bezeichnen die end-·
gsiiltisge Lösung der Reparat.io-nsfrage»als tiauptziel und

Schlagen bis zur Verständigung hieruben eine Zwischen-
lösung vor, die sich auf lden Gedanken einer auswärtigen
und einer inneren Goldanleihe stützt. Dieser Vorschlagwird
als unbetriedisgend abgelehnt. Desgleichen der franzosische
Vorschlag zur Besetzung des Ruhrgebietes Am ttspgeihtsdie

Konsterenz auseinander, ohsne endgültige Beschlusse zu

fassen-
26. Dezember t922.

Die Reparationskommission stellt gegen die stimmen

der ibritischen Mitglieder hinsichtlich der deutschen Holz-
lieterungen fiir 1922 einen Verstoß Deutschlands im ssinne

des § 17 Anlage ll zsu Teil Vlll des Versailler Vertrages fest.

30. Dezember t922.
Die deutsche Regierung teilt den Alliiierten mit, daß sie

den Wunsch habe, ihnen Vorschläge zu einer end-gulti.gesn
Regelung der Resparationsfrage zu unterbreiten

31. Dezember 1922.

ln einer Rede vor der Hamburger Kaufmannscharfter-

klärt Reichskanzler Dr. cuno: ln Frankreich werde die Not-

wendigkeit der Besetzung der Rheinlande auch mit der Be-

sorgan vor deutschen kriegersischesn Absichten begrundet.

Um zsu beweisen, daß diese Besorgnis irrig sei, habe die
Reichsresgierung lam 22. Dezemberl durch eine dritte Macht
Frankreich wissen lassen, »daß Deutschl-and bereit ist. ge-
meinsam mit Frankreich und den anderen am Rhein inter-
essierten Großmächten sich gegenseitig zu treuen Händen
einer am Rhein nicht interessierten Großmacht lVereinsigle
staatenl fiir ein Menschenalter . . . feierlichst zu ver-

pflichten, ohne besondere Ermächtigung durch Volks-
abstimmung gegeneinaiider keinen Krieg zsu führen«. Frank-
reich habe das Anerbieten abgelehnt.

3«l. Dezember 1922.

Bis Ende 1922 hat Deutschland nach den Berechnungen
des statistischen Reichsamts 42,78 Milliarden Goldmark an

Reparationsleistungen bewirkt-
Zu diesen Reparationssleistungen kommen noch L e i-

stsungen außerhalb der Reparation in Höhe
von 15,066 Milliarden Goldmark X -

2. bis 4. lanuar l923.

Pariser skonfeiienz der Alliiert«en. Poincare liehnst alle
Vorschläge fiir eine veriniiinftigie und friedlich-e Lösung der
Replarationstrage ab und schlägt vor, sich durch Besetzung
des Rsuh-ge«biet«esselbst bezahlt zu machen. Groß-biiitsansni«en
lehnt Zustimmung und Beteiligung an dies-ein Plane ab »und
sagt inur Neutralität zu. is- Dollsar: 8025.

9. lanuar l923.

Dsie Resparatsiionskommisssion stellt eine vorsätzlsiche Ver-
fehlung Deutschlands bei den Kohlenlieferungesn fest.

Die Reichssregienung erklärt, daß ein Einbmch ins Ruhr-
gebiet die Ausfiishrung des Versaililer Vertrages unmöglich
machen wird. —- Dollar: 10000.

X. Vorn Einbruch ins Ruhrgebiet bis zum Londoner Abkominen
,

vom 16. August 1924

10. lanuar t923.

Die Litauer brechen in das Memelsgebiet ein und reißen
es an sich.

Roincare teilt der deutschen Regierung den Beschluß
der französischen Regierung mit, »ein-e.a-us lngenieuren be-

stehende usnd mit den erforderlichen Vollmachten zsur Be-

aufsichtigung derTätigkeit des isdeutschkenl Koh"lensY-ndi«kats
versehen-e Kontrollinission ins Rsuhrgebsiet zu entsenden,
um die Anwendung der festgesetzten Drogramme sicher-

zustellen und alle fiir die Bezahlung der Reparationen er-

forderlichen Maßregeln zu esrgreifen«. Es sei weder eisne

militärische Operation noch eine Besetzung politischer Art

beabsichtigt. Die französische Regierung ,,e-ntsendet einfach

ins Riuhrgebiet eine Mission von lngenieuren und Beamte-n,
deren Zweck deutlich umschrieben ist. sie läßt ins Ruhr-

gebiet nur die zum schutze der Mission
«

erforderlichen

Trupp-en einrijchen«.
«

il. lanuar l923.

Zum schutze der lngesnieurmission riicken tun-f·kriegs-
mäßsig ausgerüstete französische und belgischie Divisionen

ins Ruhrgebiet ein.

12.1anuarl923.
Die dseutsche Regierung protestiert gegen den Einbruch

ins R«uhrgebiet, der eine Verletzung des Völkerrechts und
«

des Versailler Vertrages darstellt. ,,si-e kann-.sich gegen
diese Gewalt nicht wehren, sie ist aber nicht gewillt, sich

dem Friedensbriuch zu fiigen oder gar, wie ihr angesonnen
wird, bei der Dsurchkiihrung der französischenAbsichten

mitzuwirken «.-. . solange der vertragswidrige.Zustand
: ·.

.

asnkdausert und seine tatsächlichen Folgen nicht beseitigt
sind. ist Deutschland nicht in der Lage, Leistungen an die-
jenigen Mächte zu bewirken, die jenen Zustand herbei-

geführt haben-«
·

"

t5.]anuar t923.

Der Reichskohslenkommsissar verbietet sämtliche Liefe-

kungen an Frankreich und Beslgien «

17. Januar 1923.

Die Besatziungsbehörden beschließen die Ausbeutung
der lisnksrheinischen Wälder und die Beschlaigiialime der

·

deutschen Kohlensteuer.

l9. lanuar l923.

Das Reich, Preußen, Bayern, Hessen und Oldenburg,
weisen die Beamtenschaft dies gesamten besetzt-en Gebietes
an. den Befehlen und Anordnungen der Besatzusngsmächte,
die in Verfolg der Ruhraktion an deutsche Beamte ergehen
oder die im Widerspruch zum Rheinlandabkommen stehen,
keinerlei Folge zu geben, sondern sich-ausschließlich an die
Anweisungen ihrer eigenen Regierung zu halten. «- Der
Reichsverkehrsminister verbietet den Beamten und Arbeitern
der Rseichsbahn, Kohlen fiir Frankreich unsd Belgien zu be-
fördern oder bei der Uimlesnkuiig der Kohle nach diesen
Ländern mitzuwirken

27. Januar l923.
Die englischen .l(roniuristen erklären, daß der Einbruch

ins Ruhrgebiet eine Verletzung des Versaisller Vertrages
darstelle.

28· lsaiiuar 1923.

Ubser das Ruhrgebiet wird der verschärfte Belagerungs-
zustand ver-hängt. «— Dollar 33 250.

l. Februar l923.

Die Kohlsentransporte aus dem besetzten ins unbesetzte
Gebiet werden unterbun-den. — Dollar 41500.

4. Februar l923.

Die Franzosen besetzen Otienburg und Appenweier.

.

5·Februart923.
.

Die Verkehrskontrolle an der Grenze des besetzt-en Ge-
bietes wird auf die Rersonenziige ausgedehnt.

8. Februar 1923.

Die Reichs-dank versucht, die Mark durch linterveintsion
an ausländischen Börsen zu stijtzen. Dollar 33 500. -

«"Ss
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10. Februar 1923.

Beginn der Requisition von Kohlen.
und ihre Angestellten werden

gewiesen. Dollar 30 900.

ts. Fe b ruar t923.

Die Rheinlandkommisssion Verbietet für das alt-— und

neubesetzte Gebiet die Warenausfiuhr ins usnbesetzte Gebiet.

Dollar infolge der Aktion der Reichslbank 19 500.

25. Februar 1923.

Ausdehnung der Besetzunpg auf die ,,Flaschenhä«lse«
zwischen dem Ma·inzer, Koblenzer und Kölsner Brücken-kopf.

6. März 1923.

Durch Erweiterung der Besetzung östlich des Kölner

Brückenkopf-es wird dsie englische Besetzusngszone voll-

ständig vom usnbesetzten Deutschland abgeschnitten.

17. März 1923.

Die Rheinlandkommission verfügt die Beschlsaignashime
des für Reparationsleistungen in Frage kommenden deut-

schen Staats-« und Drivatbesitzes

Zi. März 1923.

Französisch-e Soldaten schießen auf Arbeiter, die gegen

eine-n Beschlagnahmeversuch im Kruppschen Werk demen-

strieresn: 14 Tote, zahlreiche Verwundete Vier Direktoren

Krupps wer-den daraufhin verhaftet.

12. April 1923.

Deutschland protestiert gegen die Einrichtung der

,,lntera-lljie-rten Regie der Esissenbaihnen des besetzten
Gebietes«.

Bergwerksbesitzer
in steigender Zahl aus-·

2. M ai 1923.

Die deutsch-e Regierung macht neue Reparatsionsvor-
schläge: Gesamtverpttichtung 30 Milliarden Go«ldmark, da-

von zahslbar 20 Milliarden bis 1. Juli t927, 5 Milliarden bis

1. Juli 1929 und 5 Milliarden bis 1.luli1931. Vorbedin-

gungen: Aufhören der gewaltsamen Ergreifung von Dfän-

dern unsd der San-ktionen, Befreiung Deutschlands von den

unproduktiven Ausgaben und den politischen und wirtschaft-

lichen Fesseln. Gleichzeitig erklärt sich die Reichsregierung
zu jeder friedensichernden Vereinbarung bereit, die auf

Gegenseitigkeit beruht. s- Dollar 31700.

Z. Mai 1923.

Der französische Ministerrat erklärt die deutschen Vor-

schläge für unannehmbar. — Die Besetzunsgsbehörde ver-

schärft die Strafbestimmiunsgen gegen iden passiven Wider-

stand. Msassenausweisungen aus dem besetzten Gebiet. —-

Dollar 39 250.

6. M ai 1923.

Frankreich und Belgien antworten auf die deutschen

Vorschläge vom t. Mai: So lange der passive Widerstand

fortgesetzt werde, könne keisn deutscher Vorschlag berück-

sichtigt werden. —- Dollar 37 650.

ts. M ai 1923.

·Die Franzosen besetzen Limcburg a.

Dollar 42 300.

d. Lahn. —

t9. Mai 1923.

Ein Separatistenputsch in Trier scheitert.

26. Mai t923·

Erschietzung Schlageters Die Franzosen ,,beschlag-
nahmen« in der Essener Reichsbasnksfiliale 70 bis 75 Milli-

arden Mark-
«Zl. Mai 1923.

Massenausweisungen von Eisenbahnern mit ihren Fami-

lien aus Mainz, Bingen und Trieb — Dollar 69 500.

7. tu ni t923.

Die- deutsche Regierung macht neue Vorschlägezur

Lösung der Reparationsf-r-age, die auf eine garantierte

54

lahresleistung von 500 Mill. Gold-mark hinauslaufen. «-

Dollar 78 500.
25. luni 1923.

Eine Verordnung der Besetziuingsbehörde beschlagnahmt
alle Kohlenlager im besetzten Gebiet, deren Ausbeutung die

französische und belgische Kommission für notwendig hält.
—- Dolslar·153 000.

12. luli 1923.

Der englische Dremierminister Balidwin erklärt zur Re-

paration«sfrage: Die deutschen Vorschläge dürften nicht

ignoriert werden. Deutschland solle im vollen Umfange
seiner Fähigkeit zahlen, aber nicht darüber hinaus.

,,Viele von den Folgen, dise wir als Ergesbnis der Ruhr-

besetzsusnig vorhergesehen haben, sind auf dem Wege. sich

zu verwirklichen . . . Deutschland treibt schnell dem wirt-
schaftlichen chaos zu, das von sozialem und industriellem
Ruin gefolgt sein kann.« — Dollar 187 000

20. luli 1923.

England schlägt eine gemeinsame Beantwortung der

deutschen Vorschläge vor: Die deutsche Regierung soll die
Politik des passiven Widerstandes aufgeben. Hierauf sollen

Schritte zur Wiederherstellung der Zivilverwaltung des

Ruh-rgebiets und zur allmählichen Räumung getan werden.

Unparteiische Sachverständige sollen die Alliierten bei der

Regelung der Reparationsiragse beraten, die im Wege inter-
nationaler Erörterungen ohne Verzug herbeizuführen ist. —

Dollar 284 000.
«

23. luli 1923.

Die Rheisnslandkommsission erläßt eine Verordnung ,,zur

Unterdrückung des passiven und aktiven Widerstand-es«. —-

Dollar 350 000.

30. tut i t923.

Die französische Regierung lehnt den englischen Vor-

schlag vom 20. lsuli ab und erklärt iu. a» der gegenwärtige
Ruin Deutschlands sei nicht eine Folge der Ruhrbesetz-u-ng,
sondern das fWerk des Deutschen Reiches selbst. —-

Dollar 1100 000.

2. August t923.

Lord curzon erklärt im 0berhaus, die Ruhrpolitik hab-e

nicht den Erfolg gehabt, Reparatsionen zu erlangen, sondern

im Gegenteil, die Aussicht auf Reparationen zu zerstören.

Die Frage trage internationalen charakter, England könne

nicht dulden, daß Frankreich und Belgien jede beliebige
Politik trieben.

11. August t923.

infolge der Entwertung der Mark muß Deutschland auch

die Sachleistungen an die nicht am Ruhreinrbruch beteiligten
All-i.ierten einstellen.

13. August 1923.

Rücktritt des Kabinetts c(uno. Dr. Stresemann bildet

ein Kabinett der grotzen Kosalition. — Dollar 3700 000.

14. Auigsu st1923.

Reichskanzler Dr. Stresemann sagt in der Regierungs-
erk·tä«rung: »Wenn uns die freie und unabhängige Verfügung
übe-r das deutsche Ruhrgeibiet wieder gewährleistet ist,
wenn die Rsheinlande sich in dem international garantierten
vertragsmätzigen Zustande befinden, . . . dann werden wir

auch die Mittel für eine Regelung der Reparationsfrage auf-

bringen können . . .« — Dollar 3000 000.

2. September t923.

ln einer Rede zu Stuttgart erklärt sich Reichskanzler

Dr. Stresemann bereit. auf den Boden der Stellung produk-
tiver Pfänder zu treten und einem Bündnis beizutreten, das

die am Rhein interessierten Grosmächte umfaßt und die Un-

versehrtheit des gegenwärtigen Besitzstandes sichern soll-

»Ein wirtschaftlich mit Frankreich verbundenes Deutschland

wird für die Durchführung einer solchen Friedens-idee die

denkbar grötzte Frieidensssicherheit bieten. Eine Zerstiicke-

lung Deutschlands, der Versuch der Abtrennung deutscher

Gebiete oder der Versuch einer wirtschaftlichen oder ver-.-
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kehrst-echnischen Beherrschung seiner Grenzbezirtke würde

dem Geiste eines solchen Abschlusses dauernd entgegen-
w.irken.« Der passive Widerstand werde im dem Augenblick

eingestellt werden, in dern sein Ziel, aut der Grundlageder

deutschen produktiven Ptandleistung zu einer Losung des

Kontlikts ziu kommen, erreicht sei. — Dollar 53 000 000.

10. September t923.

Poincare antwortet Stresemasnn Er. bekennt sich zu

dem Grundsatz ,,ha-lte, was dsu hast«. »Wirwerden unsere

Ptänder nicht gegen allgemeine Garantien aufgeben . . .

Wir wollen Re.alitäten, und wir wer-den nicht gehen, bevor

wir bezahlt s-in-d.«

13. september1923.

Reichskanzler Dr. Stresemann erklärt vor Pressever-

tret-ern: Die deutschen Bedingungen tiür die Einsteltung des

passiven Widerstandes seien: Wiedervertügiung Deutsch-

tands über das Ruhrgebiet, Wiederherstellung der souve-

ränität über das Rhein-land, Rückkehr der Gefangen-en und

Ausgewiesenen. — Dollar 92 400 000.

14. September 1923·

Nach statistischen Feststellungen sind bis Ende August
im Ruhrgebiet vierurteilt worden: zum Tode 10 Personen,
zu lebensläniglichem Zuchthaus 5 Personen; Freisheitsstraten

wurden in Höhe von insgesasmt 1500 sl-ahren·,Geldstraten in

Höhe von insgesamt 1652 Billionen Mark ver-hängt. Ver-

.trsieben wurden 145 604 Personen.

24. september1923.

Besprechung des Reichskabinetts mit Vertretern aller
politischen Parteien des besetzten Gebietes. AlleiParteien
mit Ausnahme der Deutsch-nationalen sprech-en sich»datur
aus, datz »aus den sich aus der finanzielle-n Erschoptung

ergebenden zwingenden Grün-den tür. den Abbruch des

passiven Widerstasnsdes der unvermeidliche schtutz gezogen

werden müss·e«. — Dollar 147 000 000.

27. September 1923.

Reichskanzler Dr. Stresemasnn teilt den Vertretern der

Alliierten die Aufhebung des passiven Wsiderstandes mit. —

Dollar 142 000000.

30. September 1923.

Die von Frankreich ins Lebe-n gerufene und wirksam
susnterstützte separatistische Erhebung im Rheinland begin-at

mit einer separatistenparade in Düsseldort, bei der es zu

blutigen Zusammenstötzen kommt.

1. Oktober 1923.

Die tranzösisch-belgsische Eisen-bahnreg«ie führt türihren
Betrieb im besetzten Gebiet die Frankenwährung ein. —

Dollar 242 000 000.

3.0ktober1923. -

Rücktritt des Kabinetts stresemann-l-tsi«lterdi-n·g. —

Dollar 440 000 000.
'

6. okiohelk 1923.

Bildung des Kabinetts Stresemann-Luther.

10. Oktober 1923.

ln einer Usnterredung mit dem deutsch-en Geschatts-

träger v. Hoesch lehnt Poincare den deutschen Vorschlag
ab die Wiederaufnahme der Arbeit im Ruhrgebiet durch

eiiie von den drei beteiligten Regierungen zu·bestellende
Kommission zu regeln; die Aufgabe des passiven Wider-

standes könne nur zu Verhandlungen zwischen den Be-

.Setzungsbehörden und der Bevölkerung Veranlassung

gebe-n. — Dollar 2,9 Milliarden.

15. Oktober 1923;

Als Zwischenlösuing in der Wäshriungstrage beschließt die
« "

" «

« « - "t demReichsreigiersung dxise —Gru.ndunig der Rentenbank mi
·

neuen Zahl:ungs«mittel der Rentenmark. —»Do-ltar3,7 Mit-

liarden·

20. Oktober 1923.

Mit belgischer Unterstützung suchen bewaffnete Separa-
tisten in Aactien und anderen städten der belgsischen Be-
setzungszone die rheinische Republsik auszuruten — Grün-

dung der Rentenbsank — Dollar 40 Milliarden.

22. Oktober 1923.

Separatisentputsche in . Düren, München-Gladbach.
Mainz, Trier. — Dollar 56 Milliarden.

24. Oktober 1923.

Die Reichsregierung erklärt sich der Reparationsko·m-
mission gegen-über bereit, dise Leistungen asus dem Ver—
sailler Vertrag wieder aufzunehmen, sie tordert aber Prü-

tung ihrer Leistungsfähigkeit — Der Präsident der Rhein-
landskommission erkennt die separatistsentührser in den von

ihnen beherrschten Bezirken als die tatsächliche-n Macht-
hsaber an. —- Dollar 63 Milliarden.

26. Oktober 1923.

Frankreich erklärt sich mit der Einsberuskung einer sach-
verständigenkosmmission zur Prüfung der Zahlungstähsisgkeit
Deutschlands unter der Bedingung einverstanden, daß die
Vereiinisgten staaten teilnehmen und datz dise Mitglieder von

der Reparationskommission ernannt werden.

Zl. Oktober 1923.

England lehnt in einer Note an Frankreich die Aner-
kennung der Separatistensreigierung ab. — Dollar 130 Mil-
hat«-dem

2. November 1923.

Nachdem die Belgier ihre schiützende Hand von den
Separatisten gezogen hab-en, werden diese von der Be-
völkerung aus Aachen verjagt. — Dollar 320 Milliarden.

6. November 1923.

separatistenherrschatt in kaiserslautern.
der ,,Freien Ptalz«. — Dollar 420 Milliarden.

s. November 1923.

HitlersPutsch isn München. —- Dolslar 630 Milliarden.

9. November 1923.

Niederschlagung des Hitler-Putsches. Reichskanzler
Dr. Stresemann weist trasnzösische Einmischungsversuche in

Asusrustung

·

die inneren Verhältnisse ab.

12. November 1923.

Poincare beantragt die Einsetzusng einer sachverstän-

digenkommission aus den in der Reparationskommission
vertretenen staaten.

13. November 1923.

Die Reparationskommission beschließt einen deutschen
Antrag entsprechend die deutschen Vertreter anzuhören.
—- Dotlar 840 Milliarden.

14. November 1923.

Der Reichstinanzrninister ermächtigt die Rentenbank,
am ts. November mit der Ausgabe der Resntenbankscheine
zu beginnen. —- Doltar 1260 Milliarden.

17. November 1923.

Deutscher Protest in Paris gegen die Unterstützung der
Separatisten durch- die französischen Besetzungsbeiiördem
— Dollar 2520 Milliarden.

.

20.November1923.

Die Maßnahme-n zur Gesundung der Währung und Be-
seitigung der lnklation tGriindsung der Rentenba.nk, Ausgabe
der Resntenbankscheine, sperrung sder Diskontierunig von

Reichsschatzwechseln durch die Resichsbank, stesue«rnotver-

ordnung-en. sparmatznsahmeint tühren am 20. November zur

Stabilisierung der Mark bei einem Ksurse von 1 Dollar =

4200 Milliarden P«ap-ierm-ark.
«

23. November 1923.
«

Rücktritt des Kabinetts stresemsann-L-utiher. — Nach

langwierigen Verhandlungen schließt der Bergbasuliche Ver-·
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ein für Rsheinland und Westfalen mit der MlcUM tMissiosn

lnterallsiee de cointrole des Ussines et des Mines = inter-

alliierte Fabrik-s und Bergwerksikontrollkommissionl einen

Vertrag über Reparationsliefenungen im Werte von monat-·

lich 80"Millio«nen Goldmark ab. —- Dollar 4200 Milliarden-

30. November 1923.

Bildung des Kabinetts MAX-Stresemann — Eine deut-

sche Note an die Reparationskommsission fordert, das sämt-
liche auf Grsund des M:icum-Vertrages sbewirkten Repara-
tsioinslesistunsgen Deutschland auf Reparationsrechnung gut-
geschrieben werden. —- Die Reparatsionskommission beruft

zwei Komitees von Sachverständigen.

» 16.Dezemsbert923.

Poiincare erklärt sich bereit, mit der deutschen Regie-
rung über sdie vorläufige Regelung der Verhältnisse im be-

setzten Gebiet zu ver-handeln-

19. Dezember t923.

Zunahme der Separatistenterrors in der Pfalz.

26. Dezember 1923.

Die Reparationskommission stellt die Zusammensetzung
der bei-den von ihr einzuberufenden Sachverständigen-Aus-
schüsse endgültig fest. Vorsitzender des ersten Ausschusses

fAussgleich des Reichsshaushalts »und Stabilisierung der Wäh-

rung) wird Dawes, Vorsitzender des zweiten Ausschusses

(MaBna-hmesn gegen die Kapitaslfluchtl MacKenna.

t. Januar 1924.

Die Rheinlandkommissiongibt den Peirsonenverkehr ins

uinbesetzte Gebiet unter gewissen Beschränkungen trei.

9. lanuar t924.

Der Führer der Pfälzer Separatisten Heinz-0rbis wird
in Spever von unbekannten Tätern erschossen.

t4. laniu a r t924.

ln der Sitzung des erste-n Sachverständigenausschsusses
beantwortet General Dawses die Begrüßungsansprache des

Präsidenten der Reparationskosmmission mit folgend-en Aus-

führungen: »Die Hindernisse, die eine-r Regelung der Re-

par-ationsfrasge im Wege stehen, haben ihnen Ursprung im
nationalen Hochmut und iin den egoistischen Interessen der
verschiedenen allisierten Beamten, die ein interalliiertes Zu-
sammenwirken als usnvereinbar mit ihren Volslrnachsten zu

venhindern suchen. Sie haben ihren Ursprung des-gleichen
in den unaufhörlichen Entstelleungen der Wahrheit und dem

unerträglichen Geschrei jener widerlichen Aasgeier, der
nationalistischen Demagosgen aller Länder . Die wirt-
schaftlichen Grundlagen Deutschlands sind zusammen-

gebrochen und mit ithnen die deutsche Produktionsfähigkeit
Über-dies hat der Kredit sämtlicher europäischen Alliierten,
als das Wirtschaftsleben Deutschlands all-mäh-lich" erlosch,
einen stoB erhalten. Denn« die Welt hat erkannt, daß
Deutschland mit der Arbeitsfähigkeit des deutschen Volkes
auch die Fähigkeit zu Reparatsiosnszahlungen verlor, die ein
so wichtiges Element der Zahlungsfähigkeit Europas dar-
stellte . . . . Helfen wir zunächst Deutschlands Heilung zu

erlangen. Die erste Maßnahme, die wir treffen müssen,
wär-e . .. ein System zur Stabislisiersusng der deutschen

Währung« 21.lanuar1924.
Der britische Gieneralkonsul c«l«ive, der im Auftrage

seiner Regierung die Lage in der Pfalz untersucht hat. be-
— richtet, das die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung

der Separatistenherrschaft feindlich gegenüberstehe. Diese
hätte niemals ohne tranzösische Unterstützung in die Er-

scheinung treten können und würde sofort vertrieben wer-

den, sobald die tranzösische Unterstützung aufhöre.

28. lanuar11924.
Der Dawes-Ausschuß begibt sich nach Berlin zur ein-

gehen-den Prüfung der deutschen Lage.
12. Februar t924.

»

Die Bevölkerung von Pirmasens befreit sich durch Er-

sturmung des Bezirksamts von der Separatistenherrschsafi.

ss

t7. Februar t924.

Ende der Separatistenhserrschaft in der Pfalz. Frank-

reich hält bis zuletzt die schützen-de Hand über die Separa-
tisten und schützt sie vor Bestrafung-

S. Mä rz t924.

Die Botschafterkonferenz in Paris beschließt die Wieder-

aufnahme der Militärkontrolle in Deutschland

9. April t924.

Die Sachverständigen legen das Ergebnis ihrer Unter-

suchung in einem umfangreichen (Dawes-lGutachten nieder·

tt. April t924.

Die Reparationskomsmissiosn nimmt das Gutachten der

Sachverständigen an und beschließt, deutsche Vertreter zu

hören und die deutsche Regierung zur Mitarbeit aufzufor-

dern. Deutschland erklärt sich am ts. April hierzu bereit.

6. M a i t924.

Poineare erklärt sich zur Annahme des Sachverstän-

digen-Gutachtsens bereit, betont aber die Notwendigkeit, bei

der Politik der Wachsamkesit und der Festigikeit zu beharren,
und den Entschluß, die Truppen aus dem Ruhrgebiet nur

nach Maßgabe der deutschen Zahlungen zurückzuziehen

t. bis t4. tun-i t924.

Regierungskrise in Frankreich. An Stelle des Kabinetts

Posinearö tritt das Kabinett Herriot.

16.luli bis t7. August 1924.

Londoner Konferenz über die Resparationsxfrage Zu-

nächst wird ohne Deutschland verhandelt. Erst am 27. lsuli
kommt eine Einsiiguing über die Zsuziehusng Deutschlands zu-

st-ande. Vom S. August ab nehmen die deutschen Vertreter.
Reichskanzler Dr. Marx, Aiußenminister Dr. Stresemann und

Reichsfinanzmsinister Dr. Luther an dsen Verhandlungen teil-
Am 17. August wird das »l.ondoner Abkommen« mit

dem Datum des 16. pa-raphi-ert. Es besteht aus einem

Schllsußprotokoll und vier Einzelabkommem die Ausführungs-

sbestiimmungen zu dem- Sachverständi.gen-. tDawesJ Gutachten

enthalten-. lsn einem gleichzeitig veröffentlichten Brief-

wechsel stellen Bieligisen und Frankreich die militärische Räu-

mung des Ruhrgebiets innerhalb einer Höchsstfrist von einem

Jahr, vom 16. August an gerechnet. in Aussicht und ver-

sprechen, Dortmun.d-Hörde sowie die seit tt. lanuar 1923

außerhalb des Rsuhrgsebiets besetzten Gebiete am Tage der

endgültigen Unterzeichnung des Londoner Abkommens. das

Sanktionsgebiet gleichzeitig mit dem Ruhrgebiet zu räumen.

29. August t924.

Dser Reichstag nimmt das Londoner Abkommen mit

Zweidsrittelmehrheit an. Die Reichsregierung gibt im

Reichstag eine Erklärung gegen die Kriegsschuldlüge ab.

30. August 1924.

End-gültige Unterzeichnung des Londosner Abkommens.
.

t. September t924.

Das Lonsdoner Abkomimsen tritt in Kraft. Franzosen und

Belgier beginnen mit der Räumung der vertragswidrig

außerhalb des Ruhr-« und des Sanktionsgebietes besetzten
Gebiete und des Abschnitts Dortmuind-l-törde sowie mit dem

Abbau der Eingriff-e in die wirtschaftliche und tiskalische

Einheit des Reiches und in das Privateigentum
Der am gleichen Tage in Kraft tretende Zahlungssplan

belastet Deutschland

im lahre t924x25 mit 1 Milliarden RM.

» » 1925j26 » t,22 » »

» ,, i920x27 . 1,5 ,, ,,

» » 1927X26 » t.75 » »

» » 1926X29 » 2,5 » »

»

» .- 1929X30 . 2.s .- »

ENGEL-tätige» » 1930x31 » 2,s » . iszuzcrzlclszock
Abgesehen von einer Asuslansdsanleishe (800 MilU im

erst-en und einer inneren Anleihe t250 Mill.l im zweiten lahr

wer-den mit den Zahlungen belastet Eisenbahn »und Verkehr.

Industrie und Reichs-haushalt.
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t i en miliennamen, die heute noch zu Hundertenim Adreßsbztkhfckdergkadtzu finden sind, wie: die Steiner, Kohler, Sieder,

Scheler, Löffler, Horn, Schelhorn, Büchner, Schindhelm,Jaumann
und in Erinnerung an vorübergehende Eisengewinnung. Blech-
schmidt und die. ,Bauer« —- dazu kommen noch bezeichnende Tier-

namen: Wolf, GeisenEichhorn, Haus, Specht, Rebhan u. a. Den

Bewohnern eignet von

altersher eine besondere
Handgeschicklichkeit, ein

Formensinn, eine Gabe
des Bastelns oder, wie

man’s hier nennt, »Bos-
sierens«. Diese Werk-

tüchtigkeit ist die gei-
stige Grundlage der heu-
tigen Spielwarenindus
strie geworden. Nach

dem Dreißigjährigen
Kriege entwickelte sich
zunächst mit den unter-

nehmenden Nürnberger
Kaufleuten — später
unabhängig von ihnen
— das Schnitzen von

Holzpuppen, die ein

Hemdchen angezogen be-

kamen und als soge-
nannte »Täuflinge«
(Docken) in die Welt
gingen. Wie bescheiden
sie aussahen, zeigen
noch erhaltene Typen.
Dazu kamen die aus

alten Erzählungen und

Briefen (so bei Goethes
Mutter) bekannten

buntbemalten
X Slpansa teln mi i rem

. . » »Fixihckkilltdem geschnitzten und bemalten Pferdlein, Kühlein, Schaf-
lein, Wieglein, Engelein, Wägelein, Eselein, Soldaten u. a. «m.
1807 erfand Johann Friedrich Müller das »Papiermach6,eine
Mischimg von Mehl, Leim und Papier. Es zeigte-sich,daß diese
Druckmasse zur Anfertigung von Puppen- und Tierbalgenausser-
ordentlich geeignet war und das Aufblühender Spielwareninduftrie
in den letzten beiden Jahrhunderten mit herausgefiihrt hat. Seit-

dem klopft, hämmert, stopft,»malt, leimt,
näht das liebe Christkindlein hier von
Haus zu Haus,n;eitdembringt sein Weih-
nachtsmann zu agen, Eisenbahn
und Schiff die Spielwaren in
die weite Welt und stiftet in

150 Ländern der Erde Freude und

Frohsinn unter der Kinderwelt.

Die su enindustrie hat sich
zu einerpzfgstunübersehbaren
Mannigfaltigkeit entwickelt. Wer

sich einen Totalitätseindruck ver-

schaffen will, muß das ,,Deutsche
Spielwarenmuseum«in der hie-

sigen Jnduftrieschule besuchen.
Dort findet er über 100 000 Ar-

tikel ausgestellt. Eine modserne

Puppe mit Schlafaugenfund sei-
denem Kleidchen stellt einen sehr
zusammengesetzten Arbeitsvorgang
dar und hat nichts mehr gemein
mit der Puppe unserer Groß-
eltern. — Viele Länder liefern
Rohstofse dazu. Neuerdings be-

—

hauptet sich neben der Puppen-
und Holzfpieilwarenherstellungnoch
die« Fabrikation von gestopften
Puppen und Tieren (Teddybaren),
die Herstellung lebensgroßer
Schautiere mit Mechanisnius, die

Maskenfabrikation und die Her-
stellung anatomischer Lehrmittel.
Man kann sagen, dahßchizvdgi20000 Eiinwo nern na ezu . .

« · . «

eingesponnt skndin diese heimische Industrie. Jeder ist ·beteiligt,
jeder macht etwas anderes, entweder zu Hause (Heimindustrie)
oder im »Geschäft«. Da gibt es Bossierer, Drücker,Augeneinsetzer,
Kartonmacher, Maler, Modelleure, Drechsler,Einbinder, Parkerund

nicht zuletzt den Frachtfuhrmann, der- die großen Überseekistenan

den Güterbahnhos fährt.

Aue dem Spielzeugmuseum
Sonneberg (Tbüringen)

Oben: Sonneberg (West), Sattelpoft a. b. alten Heer- und Handelt-strecke Mitte: Rathaus und

Woolwortbbauo, Sternwarte. Unten: Glaebläserborf Laus-An Sonneberg (Ost)

Seit der weiten Hälfte des 19. Jahrhunderts zeigt die Stadt
eine sprunghafzteEntwicklun (x850 gleich 4800, 1929 gleich: 20000

Einwohner). Sonneberger pielwaren haben Aufsehen erregt auf
den Weltausstellungen in Paris, Brüssel, London, St. Louis,
Chikago u. a. Die Meßhäuser in Leipzig geben weiterhin Zeugnis
von der bunten Mannigfaltigkeit der Industrie. Der ausländische

Einkäuser (Amerikaner, Eng-
länder, Holländer usw.) kommt

auch hierher und bestellt seine
Waren an Ort unsd Stelle
und gibt auch Aufträge auf
Artikel nach eigener Angabe.
Selbstverständlichwer-den viel

bsilligeM·assenwaren,da-
neben aber sehr schöne
und gute Sachen her-
gestellt. Unsere gestopf-
ten Puppen können mit

Fug und Recht neben
der Lenzi- und Steifs
puppe bestehen. Ameri-

kanische Firmen haben
große Einkaufshäuser
errichtet. So hat z.B.
die Firma F. W. Wool-

worth u. Co» New
york, ein gewaltiges
Hochhaus am Bahnhof
erbaut, auf dem an

Festtagen die ameri-

kanische und die deutsche
Flagge friedlich im
Winde flattern.

Deutschland führte
1913 für 125 Millionen
Spielwaren aus, Sonne-
berg war daran mit
50 Millionen beteiligt.

Diese Tatsache u. a. rechtfertigen es, daß Sonneberg die deutsche
Spielwarenstadt genannt wird. Der Weltkrieg hat vorübergehend
den Welthandel gestört. Dieser grausame Prozexhat sich ganz be-
sonders verheerend ausgewirkt auf die heimische pielwarensindustrie.
Besonders hart betroffen wurde die heimische Industrie auch durch
die europäische und außereuropäiischeSchutzzollpolitik nach 1919.
Seit ehn Jahren ist eine Krise nach der anderen gekommen.Absatzstockungund Arbeitslosigkeit, Kapitalverlust und andere Er-
scheinungen gingen Hand in Hand. Jn letzter Zeit aber gelingt es

Sonneberg, seine ehemalige Geltung auf dem Weltmarkt zurück-
zuerobern. Dazu gehört auch, daß der deutsche
Käufer den Jnlandmarkt stärkt und auch- die
Sonneberger Puppe und das Spielzeug für
sein Kind nicht vergißt. Sonneberg ist zu-
gleich auch der Mittelpunkt für die boden-
ständigeChristbaumschsmuckindutrie (Lauscha),
die Griffe-lsch»ieferindustrie( teinach) und

die Porzellanindustrie (KöppeIs-dorf-Hütten-
steinach). Für sie gilt fast dasselbe, was
über die Lage der Spielwarenindustrie ge-
sagt worden ist. — Die Gegend gehört zu
den schönsten, aber auch zu den ärmsten

Gegenden Deutschlands. Der süd-
liche Teil des Kreises baut
Getreide, das jedoch für die
80 000 Einwohner des Kreises
gerade einen Monat reicht. Wir

sind also für Fleisch und Mehl
ein Einfuhrgebiet erster Ordnung.
Die Kartoffel bildet die Haupt-
nahrung der genügsamen und

fleißigen Bevölkerung. Jn Stein-
heid (700 m- N.N.) lautet ein
diesbezüglicher Vers im Volks-
mund aus früheren Zeiten so:

Kartoffeln in der Früh’,
Des Mittags in der Brüh’,
Des Abends samt dem Kleid;
Kartoffeln in Ewigkeitl —

Jst auch heute manches besser
geworden, wie es damals war,

als der Spruch entstand, so wissen doch auch heute die Hausfrauen
aus Kartoffeln jeden Tag ein anderes wohlschmeckendes und .

nahrhaftes Gericht zu kochen und sind doch fröhliche und recht-
schaffene Menschen dabei geblieben. —- Sonneberg hat soeben ein
monumentales Rathaus errichtet. Die Allgemeine Ortskrankenkasse
am Bahnhofsplatz hat einen guten Ruf weit über Thüringen hinaus.

421
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Außerdem hat die Stadt für den bedeuten-den einheimischen
Astronomen Dr. Cuno Hoffmeister (Jnhaber des Teibnizpreises
1929) eine Sternwarte errichtet. Sie liegt 650 m N.N. und ist die

höchstgelegenstein Deutschland. Sonneberg und der ganze Kreis
mit seinen vielen Wäldern eignet sich in hervorragender Weise als

Erholungsgebiet und SoinmersWinterfrische für Großstädter und

Bewohner der Ebenen. Südthüringen bietet landschaftlich, historisch
und wirtschaftlich viel Angenehmes. Bisher ist es für die Fremden
noch eine terra jnaognjta. Unsere Gegend kann sich in Schönheit
und Abwechslung mit den überlaufenen Gebieten im Thüringer
Wald (Oberhof, Jlmenau, Wasserberg, Schwarzatal) messen, sie
wird mit Recht die Perle Südthüringens genannt.

—- ZM Zeitgeschichie Ess-

Der Abbruch der Weichselbrückebei Marienwerdw

Jm Jahre 1909 wurde die große Weichselbrücke,die der Auf-
gabe diente, bei MarienwerderssMünsterwaldeden Eisenbahn- und

Chausseeverkehr
über die Weichsel

u leiten, von den

eutschen errichtet;
zwanzig Jahre spä-
ter wurde sie von

den Polen abge-
brochen. Kraft und

Schmiegsamkeit
wies dieser Bau

auf, der somit ästhe-
tischen Anforderun-
gen nicht weniger
als denen der Volks-

-," i.
« wirtschaft gerecht

'«« »so-.
"

. .

·

wurde. Diese zwan-- ·

END W zig Jahre um-

. fassen ein inhalts-
schweres Stück deutscher Geschichte. In sie fällt der Weltkrieg,
fällt das Versailler Diktat, das zwar in mühsamen Verhandlungen
mit den interalliierten und assoziierten Mächten Milderungen und

Abänderungen erfuhr, das aber gerade hinsichtlich der östlichen
Politik in der ganzen Starrheit seiner Vorschriften erhalten blieb.

Ostpreußen wurde durch den Korridor vom Reich getrennt, West-
preußen wurde in vier Teile zerstückelt,Marienwerder verlor die

links von der Weichsel gelegenen Teile an Polen. Die Weichsels

- Kike-

Oie Münster-milder Weichselbrücke, zur Hälfte abgebrochen

brücke mitsamt dem Brückenkopf wurde gleichfalls Polen zuge-

sprochen. Auch bei größter Bereitwilligkeit, die »Motive des

polnischen Staates zu verstehen und zu würdigen,«sw,irdman den

Hinweis der Polen, es handle sich bei dem Abbruch der Brücke, die

Deutschland einst mit 11 Millionen Mark errichtet hatte, um eine

militärpolitische Maßnahme, die aus strategischen Gründen er-

forderlich geworden sei, als Ausrede bezeichnen müssen. Auch die

Behauptung, die

Unterhaltungskosten
der Brücke ständen
in keinem Verhält-
nis zu ihrer ver-

anspruchung, istnicht
siichhaltigz denn
man hätte den le-

bendigen Verkehr,
der sich tagaus tag-
ein über die Brücke

hinweg von einem

Ufer des Stroms

zum andern ab-

spielte leicht be-
leben können, wenn man ihm die erforderlichen Erleichte-
rungen hätte zuteil werden lassen. So wird man zu dem Schluß
kommen müssen, daß der einzige Zweck dieses sinnlosen Werkes
der Zerstörung gewesen ist, einen Keil zwischen das deutsche

E22

Der Brückenkopf von der Seite gesehen
Einsi:

Mutterland und sein restliches Ostgebiet zu treiben, um auch auf
diese Weise die Polonisierungsbestrebungen so weit wie möglich
auf deutschen Boden vorzutragen. Die Brücke soll in Thorn
neu aufgebaut wer-

s ·

»

den. Wir glauben
kaum an die Ver-

wirklichung dieser
Absicht, von der
wir uns im übri-

en, falls sie doch
n die Tat umge-

setzt werden sollte,
irgendwelchen wirt- Die jetzige deutsch-politische Grenze

schastlichen Nutzen Bahn und Brücke zerschnitten

nicht versprechen können. Deutschland aber betrauert das Opfer
eines Zerstörungswillens, der elf Jahre nach Beendigung dds

Krieges das politische Prestige über die volkswirtschaftliche Ein-

sicht siegen ließ. . —ei—-,

Die Organisation der Reichs-band
Die Rechstverhältnisse der durch das Bankgesetz von 1875 er-

richteten Reichsbank erlitten durch die Verordnung, die nach Kriegs-
ausbruch erlassen wurde, entscheidende Veränderungen. Die Reichs-
bank wurde damit gezwungen, jeden beliebigen Betrag von Reichs-
schatzwechseln entgegenzunehmen und dafür dem Reiche Geldnoten

zu geben.
Nach Abschluß der Jnflation wurden die Rechtsverhältnissefür

di?Reichsbank mit dem Bankgesetz vom Zo. August.1924 neu

ge taltet.
Die Reichsbank besitzt auf die Dauer von 50 Jahren das aus-

schließlicheRecht, Banknoten in Deutschland auszugeben, sie hat
also das Notenprivileg

Aus Grund dieses Notenprivilegs hat die Reichsbank bestimmte
Aufgaben zu erfüllen und von den dabei erzielten Gewinnen einen

bestimmten Teil dem Reiche zu geben.
Die Aufgaben der Reichsbank sind nach dem Bankgesetz (§ 1):

a) den Geldumlauf im gesamten Reichsgebiet zu regeln,
b) die Zahlungsausgleichungen zu erleichtern,

o) für die N u tz b a r m a ch u n g verfügbaren Kapitals zu
sorgen.

Die Ausschüttung des Reingewinnes der Reichsbank für

giebJIahre1924—1928
und für das Jahr 1913 zeigt die folgende

a e e:

kehrsmäßigen Be- ,

. .

« Dividende
auf das Reich auf die Anteileigner in v. H·

s9i5...... 3s,0 Mill. Mk. 15,2 Mill. Mk. MS
1924 » — - — - - 55-6 » » 9-0 » » I,0

s925 . . . . .. s2,2 » » i2,3 » » 10

s926.. .. 4,2 » » vi2,25 » » to

1927 . . . . .. 5,5 ,, »- s4,7 « » 12

1928 . . . . . . 5,2 » « PMB » » X2

Der jährlich von der Reichsbank ausgeschüttete Reingewinn ist
nur ein kleiner Teil der erzielten Verdienste. Die Reichsbank sieht
eine wichtige Aufgabe in erheblicher Reserven-
b i l dung. Die Reichsbank hat seit 1924 aus nicht ausgeschütteten
Gewinnen nach- ihrer jüngsten Bilanz insgesamt 239,6 Mil-
lionen Mark offizielle Reserven geschaffen, Das ge-

samte ausgegebene Aktienkapital der Reichsbank beträgt 122,8 Mil-
lionen Mark, obwohl die Reichsbank das Recht hat, ihr Grund-

kapital bis auf 400 Millionen Mark zu erhöhen.
Die entscheidenden Bestimmungen über die Verwaltung der

Reichsbank sind folgende (§ 6 des Bankgesetzes):
«

Die Bank wird verwaltet durch das R e i ch s b a n k d i r e k -

t o r ium, das aus einem Präsidenten als Vorsitzenden und der er-

forderlichen Anzahl von Mitgliedern besteht. Das Reichsbank-
direktorium bestimmt insbesondere die Währungs-, Diskonts und

Kreditpolitik der Bank.
Das Reichsbankdirektorium faßt seine Beschlüsse mit einfacher

Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des



Der Heimatdteiist
W
—

r« «d ten. Der räident der Reichsbank wird vom Generalrat

FetiatxihgIund zwar Iionußeine Mehrheit von 9 Stimmenvozhanåensein, der mindestens 6 deutsche Stimmen angehören. »ietdr;
nennungsurkunde des Präsidenten mußeuch die UnterschrisrIte-
Reichspräsidenten tragen. Der Reichsprasidentkann feiäiee

n

Beeischrift ablehnen, allerdings nur zweimal hintereiiian
did teinem dritten Wahlgang gilt der vom Generalrat gewahlte alt-it a-

als zum Reichsbankpräsidenten ernannt, ohne daß es dierbgetfschrift des Reichspräsidenten unter der »Ernennungsurkun«ee

gr
.

Die Amtsdauer des
Präsidenlken

der Reichsbank betragt vier Ja re,
"

ident i·t wiederwähl ar.
»

der

wichtligenGründen kann der Prasident und aquJeztliesMitglied des Direktoriuins jederzeit abberufen werden.
iel t-

berufung aus wichtigen Gründen erfolgt»durchden Gener a

»tr:
.

Der Generalrat ist eine Institution, die »imZusammenhang ini der(

Ausführung des Dawesgutachtensgebildetwurde und mit er

Durchführung des young-Planes eine grundlegende Änderung er-
’

d.
. ·

fahreäuxmzreitbesteht der Generalrat aus 14 Mitgliedern von denen

sieben die deutsche Reichsangehörigkeit.haben und»1e eines

Hieranderen ,die britische, französische, italienische,belgischezameri a-

nische, holländische und schweizerische Staatsangehorigkeit be-

sVenDlijeUßdeutschenMitglieder des« Generalrates
werden von den Anteilseignern der»Reichsbankgewahlt.

Der Zentralausschuß als standiger Ausschußder ·An-
teilseigner kann gutachtliche Äußerungen abgeben. Die Mitglieder
des Zentralausschusses sollen auf Vorschlag des Reichsbankdireki
toriums von der Generalversammlung gewahlt werden. »

Die §§ 21——26 des Bankgeseizes umfassenim einzelnen die

Umschreibung des Geschäftskreisesder Reichsbank.Es wird auf-

gezählt, welche Geschäfte zu treiben die Bank befugt ist, lnachwelchen Grundsätzen sie ddabeizuhhantåelnf
hat und bis zu we cher

" '

m Rei e Kre it ewä ren ar .

·HohfllxkitgkeParaJraphenbelgzandelndie Art und WeisederRoten-

ausgabe und die Vorschriften der RotendeckungSie bestimmen auch
den ausländischenKommissarfür die Rotenausgaba »

Wie schon erwähnt, wird das Reichsbankgesetzim Ousammoens
hang mit dein Voungsplan bestimmte Zinderungenerfahren. dinTeil dieser Änderungen wird zwangslaufig erfolgen dadurch, aß

z. B. die Ausländer aus dem Generalrat aus-

scheiden und die ausländische Kontrolle des Rotendruckesauf-

hört; der andere Teil unterliegt der Gesetzgebung des Reich-stages.

Oeflmeichs neue Verfassung
ch i duweren inneren Kämpfen erlebteOsterrei n ·

e en

Tagexncaicilåsfgjedeutendstepolitische Ereignis seit seinerungeiwilligen
Entstehung. Genau 50 Tage, nachdem die Regierung .-chober titm
Parlament die Vorlage einer Verfassungsreformeingebrachtha lle,wurde sie als Ergebnis einer rastlosen Arbeit, die nichtnur»atedazwischenliegenden50 Tage, sondern auch den Großteil der Nach e»
in Anspruch genommen hatte, unter der Zustimmung aller
Parteien verabschiedet und zum Gesetze erhoben. Wenn je einFaktum geeignet war, das bose Schlagwort vom Versagen desParlamentarismus zu entkräften, so ist es diese Tatsache,d

ie

den eklatanten Beweis liefert, daß auch eine Volksvertretung,» eren

Arbeit unter den Folgen einer grenzenlosenZerklüftung zwischen
den Parteien leidet, imstande sein kann, »wertvollsteund rascheste
Arbeit zu leisten, sofern sie vom Bewußtseinder Verantwertlichkeit
getragen ist und die Not der Stunde kein Zaudern verträgt.Nun,

da wir das fertige Werk betrachtenkönnen, scheint sich»das»Wort

des Dichters: »Der Mensch in seknemdunklen Drange list sich des
rechten Weges wohl bewußt« variieren zu lassen in »ein Volk isi
seinem dunklen Drange ist sichdes rechten Weges wohl bewußt.
Das Beiwerk des heftigen politischenKampfes, der in allen»seinen
Phasen von Europa voll ängstlichsterSorge und Wachsanikeit ver-

folgt wurde, verhüllte oft durch geraume Zeit die Formen, die der

neue österreichischeStaatsbau annehmen sollte: Wie mit. riesigen
Projektionsapparaten wurde der innerosterreichischeParteienkampf
auf die politischenKräftefelder Europas prosiziertund die schweren
Schlagschatten dieser Projektion ließen angstlicheGemüter in Europa
um die Zukunft des Landes bangen und eine Bedrohung seiner

«

ten.

Umwdellltsbigfilixtrcikndiesen Blättern die Wahl·des Bundesprasidenten
Miklas besprachen, war schon die Notwendigkeit einer Erneuerung
der österreichischenVerfassung ausgesprochenworden. Selbst-be-

rufsmäßige Optsimisten hatten nicht zu hoffen gewagt, daß dieses
ebenso notwendige wie schwierige »Werknoch vor Ablauf eines

Jahres zustande gebracht werden konnte. Dochhat die Reform
gerade in dieser Hinsicht alle Erwartungen erfullt. Es ist durch-
aus verständlich,daß eine neugebackene Republikdie Differenzierung
vom abgeschütteltenObrigkeitsstaat in einer verschwenderischen
Machterweiterung seiner parlamentarischen Vertretungerbliekt. Erst
eine mehrjährigeErfahrung bringt zum Bewußtsein, daß die Frage
einer zweckmäßigenGewaltentrennungim Volksstaatzu den Kinder-
krankheiten junger Demokratien gehort und die Hypertrophie des

Parlamentarismus die Korrektur durch die Macht seines vom un-
mittelbaren Vertrauen des Volkes getragenen obersten Repräsen-
tanten benötigt. Wie häufig waren doch in den letzten Jahren
Schulbeispiele dafür zu finden, daß eine Volksvertretung im Laufe
einer mehrjährigen Legislaturperiode in starken Ge ensatz zu ihren
Wählern geraten kann, ohne daß sie eine verfassungs-mäßigeMög-
lichkeit hatten, dagegen einzugreifen. So bedeutet die Umwandlung
der bisherigen österreichischenParlamentsrepublik in eine Prä-
sidentschaftsrepublik durchaus nicht eine Schwächung des demokra-
tischen Prinzips, sondern seinen Ausbau und seine Stärkung. Nach
den neuen Bestimmungen ist der Präsident des Staates berufen,
die Regierung zu ernennen und zu entlassen, den Uationalrat zu
Tagungen einzuberufen und die Tagungen auf Grund eines
Yationalratsbeschlusses als beendet zu erklären. Der Bundes-
präsident kann weiter den Rattonalrat auflösen, allerdings nur
einmal aus dem gleichen Anlaß. Von besonderer Bedeutung sind
die Bestimmungen, welche dem Bundespräsidentendie Möglichkeit
geben, die Macht, die vom Volke ausgeht, auch in jenen Fällen
auszuüben, in denen bei drohender Gefahr dringendste Staats-
bedürfnisse ein rasches Handeln erfordern und weder Regierung
noch Nationalrat in der Lage sind, solchen Anforderungen nach-
zukommen. Scharf umrissene Einschränkungenbieten die Gewähr,
daß diese notwendige Neuordnung keineswegs die Möglichkeit er-

öffnet, Entscheisdungen zu treffen, welche dem Prinzip der Demo-
kratie zuwiderläufen würden. Sinngemäß erhält der Bundes-
präsident auch den Oberbefehl über das Bundesheer und das Er-
nennungsrecht für die höchstenBeamten, insbesonders der Gerichts-
höfe des öffentlichen Rechts, um sie von den politischen Einflüssen
zu befreien, denen sie bis jetzt eine falsch verstandene Auffassung
von Demokratie unterworfen hatte. War bisher die Regierung
lediglich ein Vollzugsausschuß des Nationalrats und ihre -Be-
stellung daran gebunden, daß sich iin Nationalrat reibungslos unter
allen Umständen eine Mehrheit für eine bestimmte Regierung finde
— eine Bedingung, die bekanntlich sehr häufig nicht gegeben er-

scheint —, so ist jetzt ein engeres Verhältnis zwischen den obersten
Vollziehungsorganen des Volksstaates hergestellt, das die rasche Er-
setzung einer abtreten-den Regierung durch eine neue auch in den
Fällen der größten parlamentarischen Komplikationen ermöglichtund das System der reinen Parlamentsherrschaft durch das Systemder Präsidentschaftsrepublikmit parlamentarischer Verantwortlich-
keit der Vollziehung ersetzt. Dazu gehört es allerdings wesentlich,
daß der mit diesen erweiterten Befugnissen versehene Präsident des

·

Staates unmittelbar vom Volke gewählt, und falls der erste Wahl-
gang kein Ergebnis zeitigt, auch die Stichwahl vom Volke selbst
vorgenommen wird.

Hatte schon die erste Verfassungsnoivelle vom Jahre 1925 den
Ausbau der föderalistischenStruktur Osterreichs und die Verteilung
der Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern auf den Gebieten
der Gesetzgebung und Vollziehung geregelt, so war der bundes-
staatliche Aufbau- des Staates und die darausI hervorgehenden
Folgerungen auch jetzt ein zweiter Gesichtspunkt für eine Reihe von

Reformen. Darunter fällt in erster Linie die notwendig gewordene
Beseitigung der Anomalie, die bisher die Stadt Wien als Glied-
staat des Bundes von allen anderen Bundesländern unterschied.
Die notwendige Gleichstellung von Wien erforderte gerade unter
dem Gesichtspunkt der Gleichberechtigung mit anderen Ländern die
Beseitigung der staatsrechtlichen Unmöglichkeit,welche seiner Ver-
waltung bisher die Jdentität eines dreifachen Jnstanzenzuges in
der einen Person des Bürgermeisters verfchaffte und ebenso die
Kontrolle feiner Finanzgebarung durch den obersten Rechnungshof,
wie sie für alle übrigen Bundesländer schon bisher vorgeschrieben
war. Bekanntlich sind weitergehende Pläne, welche Wien zur
bundesunmittelbaren Hauptstadt umgestalten wollten, am Wider-
stande der parlamentarischen Opposition gescheitert.

Sind damit auch nur die wichtigsten Punkte des großen Re-
formwerkes gekennzeichnet, so mag sich doch schon daraus in gruben
Umrissen darstellen,mit welcher Zwangsläufigkeit selbst Kräfte, die
in den politisch gegnerischen Lagern extremie Lösungen in ihrem
Sinne angestrebt haben, von einer höheren Gewalt gezwungen
wurden, die mittlere Linie des Ausgleichs der Kräfte und der Ver-
söhnlichkeit zu suchen. Stärker als eine Wahl hat die Arbeit an
der Verfassiungsresorm das Kräfteverhältnis der politischenParteien
gemessen und sie zur gemeinsamen Abwehr eines politischen Radi-
kalismus gezwungen, der auf beiden Seiten bereits schwerenSchaden
gestiftet und die Parteien mit ihrer Entwurzselung im Volke be-
droht hatte. So manche Sünden links und rechts wurden auf diese
Weise gesühnt.

Unvergleichlich aber ist die Leistung Schobers, des Chefs der

österreichischenRegierung, der als ehrlicher Makler der Demokratie
ein Werk zustande gebracht hat, daß ohne eine gleich zielbewußte
Führung voll unermüdlicher Geduld, Energie und Ausdauer nie-

mals hätte geschafft werden können. Sein Werk ist die Reformder

österreichischenVerfassung in erster Linie, deren Großenicht an

der Kleinheit des Landes, oder auch nur an der Zerrissenheit der

politischen Verhältnisse noch vor wenigen Monaten, sondern·nur

an den turmhohen Schwierigkeiten gemessen werden kann, die diesem
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Ergebnis noch vor 50 Tagen entgegenstanden. Wenn dieses öster-
reichische Reformwerk aber von der gesamten Bevölkerung des Deut-

schen Reiches mit jener warmen Anteilnahme begrüßt wurde, der

alle Geschehnisse im österreichischenBruderstaat begegnen, so ist es

neben der Freude, daß sie geeignet ist, dem wirtschaftlich bedrängten
Osterreich durch die endlich erreichte Grundlage für die innere Be-X
friedung auch den notwendigen wirtschaftlichen Aufstieg zu ermög-
lichen, vor allem die Tatsache, daß die österreichischeVerfassung in

ihrem neuen Gewande eine bedeutungsvolle Angleichung an den

verfassungsmäßigen Staatsaufbau zeigt, den sich das deutsche Volk
in der Weimarer Verfassung geschaffen hat und daß diese An-

gleichung wesentlich dazu beitragen kann, auch die Entwicklung zur
äußeren Einheit des deutschen Nordens und Südens zu vollenden.

Die neueste chinesischeKrise.
Zu den vielen Krisen, die das neue China seit seinem Bestehen

bisher durchgemacht hat, hat sich Anfang Dezember eine neue gesellt.
Aufstände in allen Teilen des Landes. Truppen haben gemeutert.
Eine Anzahl von Generalen hat sich gegen Chiang Kaikfheh den

Präsidenten des chinesischen Staatsrates, erhoben und dessen sofor-
tigen Rücktritt gefordert. Es ist das gleiche Bild, wie es die frü-
heren Krisen geboten haben, und es sind auch die gleichen Gründe
wie früher, die letzten Endes auch diese neue Krise wieder ver-

anlaßt haben. Es sind die auseinanderstrebenden Tendenzen der

einzelnen Richtungen innerhalb der KuomintangsPartei, es ist der

Kampf dieser Richtungen und der militärischen Machthaber um die
innere Gewalt im neuen Staate.

Alles dies hat auch jetzt wieder u einem Kesseltreiben gegen
die Zentralregierung in Nanking und ChiangKaisshek geführt. Auf
Einzelheiten dieses Kesseltreibens einzugehen erübrigt sich. Sein

Ausgang wird nicht anders sein, als er es bisher immer gewesen ist.
Chiang Kaisshek ist bisher noch schlimmeren Tagen gewachsen ge-
wesen. Er ist seinen Widersachern in bezug auf Energie, Ent-

schlossenheit und Zielbewußtheit weit überlegen. Vor allen Dingen
aber verfügt er als einziger der heutigen militärischen Machthaber
in China über einen militärisch geschulten, wirklich brauchbaren
Stab. Dazu kommt, daß sich seine Gegner unter sich selbst nicht
einig sind. Jeder erstrebt den Besitz der Staatsgewalt, keiner gönnt
sie dem anderen. So hat bereits ein regelrechtes Wettrennen zwischen
dem bekannten Marfchall Feng yu-hsiang und den Generalen der soge-
nannten Kuangsigruppe auf die wichtige Jangtsestadt Hankau eingesetzt.

Die neue Krise in China braucht deshalb wohl auch nicht
ernster genommen zu werden als ihre vielen Vorgänger. Dafür
aber ist sie nicht ohne Einfluß geblieben asuf die weitere Ent-

wicklung des rufsisch-chinesischen Konflikts um die ostchinesische
Eisenbahn. Unter ihrem Druck hat die· Zentralregierung in

Nanking das Vorabkommen gebilligt, das zur Beilegung dieses
Konflikts kürzlich zwischen den Vertretern Sowjetrußlands und der

Mandschurei in Nikolsk Ussurisk abgeschlossen worden ist. Dieses
Abkommen war die Folge der letzten riussischschinesischenKämpfe
in der Mandschurei, die den Russen gewisse militärische Erfolge ge-
bracht hatten. Es war weiterhin die Folge des Ausfalls an finan-
ziellen Einnahmen, der sich aus der Stillegung des Betriebs auf
der

ostchingischenEisenbahn für den Machthaber in der Man-

dschurei, eneral Chang Hsiisliang ergeben hatte und sich
bei weiterem Andauern des Konflikts in noch stärkerem
Maße ergeben hätte. Der Inhalt des Abkommens besagt
kurz, daß der frühere politische Zustand der oftchinesischen Eisen-

bahnwiederhergestellt
werden soll. Beide

Parteien haben sich
verpflichtet,die hier-
für maßgebendenPe-
kinger Abmachungen
vom Jahre x924 in

Zukunft streng einzu-
halten. Jnsbesondere
soll Rußland gehalten
sein, in Zukunft von

jeder kommunistischen
Propaganda in China
Abstand zu nehmen
und vor allem in der

Mandschurei keine

kommunistischen Or-

ganisationen zu unter-

halten. Alle Einzel-
heiten sollen auf einer

Friedenskonferenzfest-
gesetzt werden, die

demnächstin Charbin

ishklenAnfang nehmen
o O

So hat die neue

innerchinesischeKrisis
doch insofern ihr
Gutes gehabt, als

sie dazu beigetra en

hat, einen Konfii ts-

herd im Fernen Osten
zu beseitigen, der,
wenn er auch welt-

politisch nicht gerade
gefährlich war. so
doch auf der anderen
Seite auch nicht ganz

bedeutungslos war.

Im übrigen aber
wird man, wie gesagt,
der weiteren Ent-

wicklung der neuen

chinesischenKrise mit

Ruhe entgegensehen
können. Es wird

nicht die letzte Krise
sein, die das neue

China durchzumachen
hat, denn es handelt
sichhier um den Um-

bildungsprozeß eines
500sMillioneniVolkee.
der nicht in wenigen
Jahren und auch
nicht in Jahrzehnten
zum Abschluß kom-
men kann. R.
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Kalender fri- »Ja
Ein unverwüstlicher, aber auch«unentbehrlicher Freund —- so

begleitet der Kalender den Menschen und jeden Menschen durchs
Leben. Die kurze Spanne des Jahres, in

der er zur Macht gelangt, beherrscht er

mit seinen Zahlen und Sprüchen, mit

seinen Ratschlägen und Lehren. Einem

guten Buch kann es passieren, daß
es, gelesen, in den Kasten gestellt und

nie mehr im Leben hervorgeholt wird·

Anders der Kalender. Er verlangt von

uns eine viel größere Ausdauer. Tag
für Tag, Woche für Woche will er -

durchgegangen sein. Seine leeren Seiten

-« :..
und Stellen setzen gleichsam voraus,

daß man sie vollschreibt, daß man

Gedankliches oder Rechnerisches dar-

auf ordnet und ins Reine bringt.
Erst wenn sein letztes Blatt abgerissen
und das Jahr zu Ende ist, hat auch der

EZX

i
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Kalender

Buchkalender liegt

(-

ikii

easy

Scherenschnitt. Aus Spamert »Das kleine Andachtsbild-«

ausgedient. —- Eine Reihe solcher Abreiß- Und

nun auch für das Jahr 1930 vor.

Daß auch das Kalendermachen ge-
lernt sein will, beweist die vor-

liegende Auswahl. Welche alte, un-

lverwüstliche Tradition spricht doch
aus so manchem dieser Kalender!

Eine Tradition, der es nichts aus-

macht, an unserer Zeit vorüberzugehen,
als ob sie gar nicht existierte. Da-
neben wieder Kalender, deren Gesicht
erst die Neuzeit bestimmt hat: vorwärts-

weisend, aufgeschlossen, ohne Prüderie
und empfänglich für alles, was sich an

neuen Lebensformen herausbildet. Zu
diesen letzteren ist Adele Schreiber-
Kalender »Mutter und Kind«
(Safari-Verlag, Berlin W 57, Preis
Z RM.) zu zählen. Er ist in der Tat ein
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öner und ewi enha ter Führer durch das Reichder Mutter und
EsKindes. gDiessmanixigfachzstenFragen, diesich aus Eheleben und
Mutterschaft ergeben, werden in Wort und Bild behandelt. Aus eine

feine, vornehme Weise wird auch
den schwierigeren Problemen der

jugendlichen Seelenanalyse, der

Eheberatung usw. nicht aus dem

Wege gegangen. Der Kalender
führt außer-demin ferne«Tander.
Es gibt ja bekanntlich nicht nur

deutsche und europäischeMütter.
Jntelligent ist der Blick, mit dem
uns derindische Knabe betrachtet,
ängstlich der Gesichtsausdruck»der
Kapnegeriii, die ihr Einiahriges
in der Schürze auf dem Rücken

trägt. Durch eine dem Kalender
beigegebene Sammelmappe wird
es ermöglicht, die einzelnen
Blätter aufzubewahren und als

Nachschlagewerk zu benutzen. So

stellt der Schreibersche »Mutter
und Kind«-Kalender, der im Aue Aveie Schreiben trank-ver
dritten Jahrgang erscheint, eine

.
»MuttermidKind

·

wertvolle Bereicherung des allgemeinenund des speziellen Wissens
dar. Er ist für Mütter und Frauen ein treuer Ratgeber,daruber
hinaus aber auch ein Förderer und Bahnbrecherfür eine gesunde
und vernünftige Lebensweise in »derganzen Familie. .

Wirklich Mustergültiges bietet der »Deutsche Volks-
kun desKalender« (Verlag Johannes paßleyDresden-N.15).
Unerschöpflichist das volkskundliche Material, das hier der Her-
ausgeber Dr. Fritz Boehm vor unseren Augen aus-

Eiii deutscher Junge klein«-L Wol-I

geht und die Regeln befolgt, die dort angegeben sind, der wird
mancher Gefahrenquelle aus dem Wege gehen und zur Verminde-
rung der großen Zahl von vermeidbaren Unsällen beitragenkönnen. Jst der Kalender auch für die Allgemeinheit geschriebenund kann er überall Nutzen stiften, so gehört er doch hauptsächlichin die Hand des Arbeitnehmers. Bei dem billigen Anschaffungsspreis dürfte es allen Unternehmern ein leichtes sein, diesenKalender an ihre Belegschaft zur Verteilung zu bringen. — —- — —

Neben dem auf praktische, kulturelle und künstlerischeZielegerichteten Kalender steht eine ansehnliche Zahl, die der Scholledienen will. Da ist in erster Linie zu nennen der DeutscheVolkskalender, den der SchwäbischsDeutscheKulturbund zuNovisad herausgegeben hat. Zehn Jahre sind es her, daß der
Kulturbundkalender seinen Weg zu den deutschen Volksgenossen in
Südslawsiengenommen hat. Jn diesem Jahrzehnt hat er sich viele
Freunde erworben und mit-dazu beigetragen, daß die Sitten und
Gebräuche der deutschen Vorfahren in Jugoslawien nicht in Ver-
gessenheit geraten sind. Ein echter Hauskalender, will er Freudebereiten und Segen stiften, wohin er kommt. Das Jubiläumsjahrläßt ihn auch äußerlich in einer schmückenHülle auftreten. Von
Novisad machen wir einen tüchtigen Schritt an den Bodensee und
stoßen hier auf den ,,Wanderer vom Bodensee«, der schonim 113. Jahrgang erscheint (Verlag Friedrich Stadler, Konstanz,—,80 RM.). Alter verpflichtet. Dem Kalender ist ein vollständigesMarkt- und Messeverzeichnisfür Deutschland und die Schweiz bei-
gegeben. Als literarische Mitarbeiter finden sich Namen wie Her-mann Hesse, Ludwig Finckh, Martin AndersensNexö, Wilhelmvon Scholz, Alfred Huggenberger u. a. Vom Oberrhein gelangenwir nach dem nördlichenDeutschland. Jn fröhlichen,heiterenFarbenstellt sich uns der Jllustrierte Volkskalender ,,Zwis chen Wes er
und Main« vor (Weser-Main-Verlag,Kassel, Bahnhofstr. lo,

—,80 RM.). Er erscheint im sechsten Jahrgangbreitet, ein Material, das in manchen Fällen unser
helles Entzücken hervorruft. Ob les das nieder-
sächfischeHaus ist, das großund wuchtig in der -

weiten Ebene steht, oder ein Scherenschnitt vom

Kreuzestod Christi, ob eindrucksvolle Masken aus

Holz, ob geschnitzte Christbaumfigurenoder Holz-
denkmäler auf ostpreußischenFriedhofen, immer star-
ker wird unser Eindruck von der ülleund»Reich-
haltigkeit dieser volkskundlichen .chatze,»dieüber ·

unser ganzes Vaterland verstreut sind. Dieser Ka-
lender bedeutet wirklich einen großen Gewinn. Feicht
wird es ihm gelingen, die Freunde zu gewinnen,
die er für die Volkskunde werben»will. Der Weg
ins Volk dürfte diesem reichhaltigen,ansprechens
den und mustergültigenKalender weit offen stehen.

Auf schönem Kunstdruckpapier erscheint in

und bietet neben Ernstem und Heiterem, an dem
nun eben ein Kalender nicht vorübergehen kann,
belehrende und unterrichtende Beiträge aus Ge-
schichte und Philosophie. Eine politische Jahres-
übersicht beschließtden reichen Textteil.

Durch seinen Bildschmuck und die schöne
Satzanordnung erfreut der Heimatkalender
für den Kreis Lüdinghausen (VerlagH. Rademann, Tüdinghausen i. Westf.). DieserKalender ist ein Rechenschaftsbericht über Tun
und Treiben, Werden und Gedeihen des Kreisesin den letzten Jahren. Man« hat bei der Durch-
sicht dieses Kalenders das Gefühl, daß er von
dem Letzten wie von dem Ersten geschrieben
worden ist, und daß. an ihm alle teilhaben, die
in diesem Kreis wohnen: die Alten und diedie em a r um drittenmal der NaturschutzskaslenLdzehrz(VerlaigJ. Neumann,V.Neudamnx«

s· M. , ele tet von einein orwor vo

tsc.--·cl«;oziiichzn,gdemDirektor der Staatlichen Stelle für Natur-

denkmalpflege in Preußen. Der Naturschutzkalenderwendet sich an

alle Freunde der Natur und der Heimat. Die aus dem ·Naturleben
entnommenen Bilder wollen zeigen, wie schön die deutsche Heimat
ist. War es beim Volkskunde-Kalender das vom Volk und seinen
Händen Gewirkte, was uns in Bann zog, so ist es hier die Gewalt
und Schönheit der Natur selber, die wir sinnend betrachten. Da-
neben aber zeigt uns der Naturschutzkalender alle Jene Gestaltenaus
dem Pflanzen- und Tierreich, die von der fortschreitenden Zivilis
sation immer mehr zurückgedrängt werden und mehr als alle an-
deren den menschlichen Schutz brauchen. Der Kalender wendet sich
weiter gegen die Verschandelung der Natur aus egoistischen
Zwecken, er tritt den Wanderunsittenentgegen und will dort unter-

richten, wo Nichtwissen Schaden anrichtet. Neben dem Naturschutzs
kalender steht ebenbürtig und an Ausstattung und Druck in keiner

Weise zurückstehendder. Naturfreunde-Kalender (Ver-
lag der Naturfreunde, Nürnberg-·Webergasse·1, preis 1,60 RM.),
der auf ein sechsjähriges Erscheinen zurückblickenkann. Auch er

führt durch die deutsche Heimat. An Hand wirkungsvollerPhoto-
graphien läßt er uns einen Blick »tun in die Eigenart und

den Liebreiz des deutschen landschaftlichenPanoramas, aber auch
in den Aufgabenkreis der Naturf»reunde,fdieauch im letzten Jahr
eine Reihe von Ferienheimen und Schutzhüttenerstellt haben. Eine

ganze Anzahl der veröffentlichten Bilder bringt Ausnahmen aus

dem Wander- und Gruppenleben der Naturfreunde,svon aus-
geweckten und frohen Menschen,die die Welt mit ihren Augen betrachten.

Unter den zahlreichen auch auf äußereWirkung bedachten Kalen-

dern nimmt der Unfallverhütungs-Kalender (her;iusd-gegeben von der Unfallverhütungsbild m.b.H.» beim
geta5n7der deutschen Berufsgenossenschaften, Berlin W 9, Kothener kr. i64 Seiten) von vornherein eine besondereStellung ern. Jhm
oiäitiiies vor allen Dingen auf das praktische Ziel an, Unfallezu vklrh

en

und in den weitesten Kreisen aufklärend über dieerhöhten Unfa gefah-
ren auf der Straße und in den Betrieben zu wirken.«Wer den Unfall-
VekhütungssKalendermit seinem aufweckenden Bildmaterial durch-

Indlscher Knabe. Aue Adele Schreiben
Kalender »Mutter und Kind«

Jungen, die Gelehrten und die Ungelehrten.
Nicht zuletzt mag dieser einheitliche Eindruck
hervorgerufen sein durch die Hand des

Zeichners, der die textlichen Beiträge mit seiner Feder sehrherzlich umrahmt hat.
Noch zwei Heimatkalender, und mein Stapel neigt sich langsamdem Ende entgegen. Ernst Fürstenau hat den H e i m a tkale n d er

für den Kreis Prenzlau bearbeitet (Verlag Kreisausschußdes Kreises Prenzlau). Der Kalender ist reichhaltig und bringtsehr interessante Beiträge aus allen Wissensgebieten, so daß die
verschiedenartigsten Ansprüche befriedigt werden können. Jn ge-pflegter textlicher und bildlicher Anordnung erscheint auch in

diesem Jahr der Ober-
schlesische Heimat-
kalender Getan-gegeben
vom Presse-, Statistischen
und Verkehrsamt der pro-
vinzialverwaltungvon Ober-
schlesien, Ratibor, Landes-
haus). Ungemein eindrucks-
voll sind hier vor allem die
Monatskopsleisten,die einen
interessanten Querschnitt
geben durch die wildbewegte
GeschichteOberschlesiens.

Legen wir die Kalender
beiseite, so kommen wir zu
der Feststellung, daß jeder
einzelneseineAufgabe erfüllt,
eine Aufgabe, die sich der
eine höher steckt, der andere
niedriger-. Nun bleibt es dem
Leser überlassen,nach dem
passendsten zu greifen. Er
muß «a am besten wissen,«

was i m zusagt und wo seine
Gefühle am stärksten be-
heimatet sind. hg.
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Hamburg, St. Jaevbte Maleraltar 1409 .

Aue Adele Schreiber-e Kalender
»Mutter und Kind«
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Ceschiistltche Mitteilungen.
’««

· «

Jn 10 Jahren wird vielleicht jeder Schreibmaschine schreiben. Immer mehr gehen NukZMI- und staatsbsamtsn
der Kaufmann, der Beamte und Angestellte dazu über, ihre Korrespondenz, Ihre yzs

:

xz ZU US so - O·
L

Abhandlungen, Artikel usw. selbst unmittelbar mit der Maschine zu schreiben. Dann OäåltikmskFllkgk
darf allerdings eine

solchegute, normale Schreibmaschine nicht mehrere Hundert Mart ; Skhrittnit Urt-
kosten, sondern mu ür jeden erschwinglich, muß eine wirkliche Bollsmaschine «

sc

u MNIU
WC ·

sein. Es gibt nur e ne solche Maschine heute, die bekannte »orga Privat'«, die erst l pas-so m Idssllsl

keitlurfemherausgebracht wurde und bereits l50000 Stück überschritten at. Diese up O k

8"s
liefern wir seit 1884 direkt oh unser. Fabrik

Ober-heilen
Unterseite-h Pisa-sea-
Isad Moses-, sent-dem
und VIII-sen

streng dislcret, gegen 9 Monate Ziel. ohne

Anrahiung und monatliche Batenzahlung.
Erste Kote 1 sie-set nsels tieferen-.
Jedes Bett wird für jeden Kunden nach ge-
troikener Wahl besonders angefertigt.

Mlndekwektlge III-e
führe-I vit- nicht-

Lt. amtl. noterielier Bestätigung-

l. Ube- 400000 liest-den la mehr sie
0000 Orte-.

2. her 100000 Kunden lieben tut-I

2. ils-l nnd sites asehdutellr.
I. Viele liest-den eelskelheth das

solch gute seite- sm eigenen
Platze zu gleichen III-einen nieist
zu laufen eind.

Gebr. Passmann H.—G.

Kölln 149, Trierer stralze 13.
Grdlztes spezialgesehäit Deutschlands-

verlangen sie kostenlos Muster und Preis-liste,
auch sie werden bestimmt unser Kunde. -

weissen-essen
es

esse

s rsitlass ge normale Maschine ist in der Tat tonkurrenzlos, sie kann es sein nfolge der FUCCUCUSUUHD 1314

llermodernstenFabrikationsmethodem infolge ihrer hervorragenden Absatzorganikatiom
ie eine derartige äußerste Preistaltulation ermöglicht haben. Der Bettan geschieht

«

ledurchdie eigene Fabrik-Verkaufs-organisation, die bekannte Or g a Aktiengesellschaft »IIICII prallt-
er n.

Un eren Beziehern wird in der vorliegenden Nummer ein ganz besonderes
«

Weihnafchtsangebotgema t, an dem niemand vorübergehen sollte. a
Das Harmonium ist as Instrument der deutschen Seele. Es läßt die Alltags-

sorgen schnell vergessen und verherrlicht Feste im Heim. Neue und gebrauchte Har- Zskkscsllssi Pdlsksk

monien von M. 140.— bis M. 1000.——- mit und ohne Selbstspiel-Apparat, auch Plelsllsts Umsonst-«

Markenpianos und Flügel finden Sie bei bequemer Zahlweise im Pianos und Jos. Alc. psllblsitk

Harmoniumhaus Berlin, Liltzowstr. 68 hpt., nahe Lützowplatz. - Col-urs- 15

sklsknsklcsssk
Auswahlheite jeder Art mit sehr billigen Preisen
stehen ernsthaften sammlern gern zur Verfügung-
Bestellen sie meine Auswahlhette

s. W. lieu, F ksnlrissst s- It» Goethe-fresse 2.

«

esse-·-

soeo
so

anstatt-nieset
ee

ais-Iso-

PwspzetInst-Fa

ZEIT

Wiss ais-einalsPpoaalilioai
X

soeweee

s

-

«

sseoeeeeoe-setotedesto-II-Meeseoessisssseos
Oe

Iseseseeeeeeeeoo

o sie · eoe
eeeooeeeieeeoee o-eeeeeeeeeeseeeeoeeeeeeeeeeee

eeeeee ·- 0 . Ioe ee .·--I-.:Ze

über Bot-il kommen ca. 18 000 neue

7 9

ON
üexriindet

·

s-

im

weihe sieht-Kelch stilcic nur

weil ungebleieht geliefert. Diese sind noch

ungeniiht, iehlerlos u. ohne Ausdruck,

daher tiir Leibs u. Enuswiisehe, Lake-n, Vorhänge usw.

vorzüglich geeignet-. Verse-nd direkt nn Private nicht

unter s—12 stück. 30-—60 stück ln einer Länge post·
hahntreL verpaelrung trei. Garantie —- Kücknahme.

Wills. Ists-riss,
III-mass 'I'. sc- III-umstric- Ist

Pfennig
Weis-gut frimhorm
Niederlassung-stel- WITH-,
Wo noeh nieht vertreten, übertrage ieh

rührigen Herren (Beamten a. D.) den verknut
meiner Mark-en gegen hohe Provision--------------------------I

- I - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - III-I--I-III---III-I-sit-II-

—

Auf keinemweihnaehtstiseh sollten dieweltbekannten PSMIK VOU BSZICPSCUSOLICI
Dresdenet christstolien N l s T li 0 li l. li NI I

«

w l r v e r m . e t e n fehlen. In unübertroikener Güte mit Handeln oder HERDL scflslb, DOKEN
Rosinen aum Preise von 10·——- M. pro stiielc (WEs'l·F.) KUNERSDORF

irei Porto und Verwischung h.
Franz-sinkt(0der).

s ten

W MM Mk Zum I- I« TM seltsam-Insel M lloqtiltokol illikstl sittlin sssis Fäss-(wssäk;kEis-

onesnEN, schsiekstkaee se. USE VIII-«- 7110DU- MSUS
«

« nach Vor-
"

schritt und
unt. direk-

ter Kon-

,

trolle des
«

Prhrm v.

txt-stehende ehrst-;
verleihen dem Gesicht1’X2-272Immer-.
einen unedleu, okt

«

U q-:

stupiden Ausdruck. kaklxepisoik
- sie sind okt die Ur-

"

Inst:

w
saehe zu spdtteleien «

"

Hohn-Es
Wenden sie ,,Reet0-

’ f euch über

dor« an u. abstehende winter-

Ohren werden so-
·

Akte-Uns
Vor Gebt-Iei- tokt duxsch,,Re(-t0d0k« Nach liebt-ach — koste-Hos-

anliegend, ohne das

das Hilfsmittel sichtbar ist. Naoh einiger Zeit

nimmt die Ohrmnsehel die verbesserte Form
dauernd an. Keine Injektion, sond. sehmerzlose

Berlin-neinic Pf änderliehe Anwendung-. Garantie kiir Unsehäd—
’

- kendo
liehkeit Preis Mk.5,75. vers. geg. Naehn. durch -

Pankowsk Alles schildert-schenke Berlin W lös, Peisdeaiekstn2d v

Is es t- m 0 In I II III s —
a f- Fatnk M Any-seit

auch ohne Notenlcenntais mit spiel- xuckfeill
A u s I( U II : spottet rotokt spielher. Reiche Auswahl!

«

»7«-,-".-,( www-.

"

I Gelegenheitsirsutel Bequeme Zahiweise. s

Etterrmannzlohnt«s«
IstsszUOJ .»;u «

L) TIT. .«.·.- (

- Prospekt Il kostenlos.

Piano und Harmoniamhaus »

Vermieiungshllro klet- Deutschen

«·i . ..

'

t
.

«

·scsolsschast zul- fönjokung des Lu zowsikase es hpt nahe Litizowpla z

. Ähessimekbnmllea
. . :- ks

-

a

Wohnungsbaues Sememnilirsge -

. sp- R »
- - seid-InEis-Ist

,

Ungletikon 8 s s Z zäo len. Mensch-t-
- · J« s

«

I- -

Aktien-lies» Berlin-seisdnederg, (-4».f:»,«-«»x»,.
«

H E I THEs —- III-LETTER
IF q- ä E g g g g· Dust-teile kü-

lnnshrueker sit-also Zl Zi-- gss meS Z ZISHUFUJJPZL
I -HZ· o - o- 1· i i)g- - »O W— te er ar-

-
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. .- -·
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cositiuåe Weihnachten ?
—

Des beste politische Weibnoohtsbucå
der deutschen staatsbürger!

Soeben erschienen:

EINFUHRUNG
sN Dir-:

Pol-lle
VON

Dr. WlLHELM ZIECILEP

5. bis ö. Tausend

preis 10.— PM. Halbieinen

6.-— PM. broschieri

PPESSESTIMMEN:
hat es verstanden, seine Darstellung auf der Höhe der wirklich groben

Egbxlfejlnksåärhaltenund so einen Beitrag zu dem Kampfe zu liefern, der gegen die

törichten schiagworte der stammtischpolitik getuhrt werden mus, wenn wir endlich

ein politisches volk werden wollen. Dieses Werk verdient in der Tat die weites-te
Verbreitung. »Deutsche Allgemeine Zeitung.

Ein modernes Buch, empfangen von Deutschlands Not und geboren aus der sorge
k ntt. Wer Ante un sucht. findet sie darin 1n Eulle und Pulle.

um Deutschlandszu u S g
»Kötmische zeitungl«

t
«

t Seinen Titel mit Recht. Nicht nur der politisch interessierte Laie,
gjisdeBrTcBuckgderberufsmåizige Politiker wird aus diesem Buch eine Fulle von Fe-
lehrungen und Anregungen empfangen. « II a m b u r g e r F r e m d e n b la ist-

'

us ezeichnetes Buch. Eine wirkliche Einführung in das praktische

kåitixziiieekekfengderGegenwart, die so lebendig und anschaulich geschrieben ist,
des der Leser davon gepackt wird und von dem Buch nicht eher wieder loskommtsp
als bis er es zu Ende gelesen hat. ,,Bukarester Tageblatt.

’ ein Buch in der Fülle der politischen Literatur, die seit dem Um-

Ttkgeiågtchigkielrciist, so sehr geeignet-, hier Volksbuch der Deutschen zu sein. Es

ist mehr als etwa nur eine theoretisierendes ,,Biniuhrung in die Politik «, es ist ein

grandioser Bildentwuri der weltpolitischen Lage, eine keine Analyse der strömungen
und Kräfte, die heute —- völkisch und staatlich —- den Erdball formen und gleich-»

falls unser Schicksal mit-bestimmen- »N eues Gra z er T e g e b le- t t.

Generalsekretär Dr. Fritz Wertheimer in

»Der Auslandsdeutsche«.

i nnd eindringliche spreche, die durchgetührte tobjektivität und eineklkrlxkxlligdgktestoiiülle eignen das Buch in besonderer Weise zum Bandbuch iur

2119 Pädggogeu, die im staatsbürgerlichen Unterricht Irgendwie mit den Fragen der

Auson· und Innenpoiitik, des nationalen und internationalen Wirtschaitslebens zu

tun haben »Zentralblatt iur die gesamte
v «

Unterrichtsverwaltung Preuiiens.«

Gesamturteil: Bin glänzendesBuch.

« iehlenswertes Buch dein ich viele Neuauilagen wünschen möchte.Bill höchst emp
«

,'
Universitätsprotessor Dr. vogel, Berlin,

in der »Deutschen Literaturzeitung«.

« eschriebene, von gesundem, realpolitischem Urteil getragene, von

ZäslkssrkgxxsåcdwfrkendemgrdBtenteils neuartigen Karten begleitete Buch sei unsern

Lesers guts wärmste empfohlen. »Z eits chriit iur G eopo l itik.«

ich wie aus einem Gut-· sein studium ist jedem warm zu empfehlen,
ZikkksghikxåkiåwelchesInteresse an ,der Politik nimmt, besonders an der seines

wiedekquistkehenden vaterlsndes. »O e s c hie h t e u n d G e g e n w a r t.«

»

lich "reichhaltige, gefällig geordnete Materialsammlung »

. Im

FgäxerilxgkigskäasBuch für seinen Verfasser und für die Reichszentrale tur Heimat-

djenst die es herausgibt. ,, sozialistische Monatshe ite.«

k Zie lers muiz als eine ausergewöhnliche Leistung auk dem Gebiet

Fort-szäzljlåsglenLitegraturbetrachtet werden, in der man bisher vergeblich nach
einem umfassenden, auch dem nicht vorgebildeten Leser iaBlichen tiberblick uber

das ungeheuke Gebiet der Weltpolitik suchte.
»

D e nts c h e n - s p ieg e l.«

zenjkatvektag o.kFI.b.H.,Beklinwzs

"

Aktionkapital 5 Mill. RM.

Vckclllltklc
Ickållllcllvckslcllcklllllss - ÄIUICIILCSCIISCIICII

(vorrn. Seeleon koornos und solbothllfo)

Reserven über 4 Mill. RM, .

ventohertsnhestano use- eoo ooo
.---3ii»:;«disk Si i

Krankenversicherung rnit Gewinnbeteiligun i
Vortragsgesellschoit vieler grober Verbsndoi
Voll-ständig froio Arztvmhli J Kein Krankenkeheln und kolno
kronlcrnoidungi J Keine äretliche Untersuchung boi der Auf-
nahrnol J Hohe Leistungen bei Amt-« Arn-oh Operatione-
und Krankenhauskostoni

Wochonhiifo! Sei unksll sofort Anspruch
·

Hohes storbegoldi aus die Leistungen-

Voriangon slo kostet-los und ohne jede Verbind-
lichkeit Prospekt und AufnahmoZChOIn durch

0110 FlÄclL bekllll 017, Arn osthnllnitol 12

Pofsdomersfn Os-
NSHe Pofsdq mes- Pior-

Feikse Ehe-List - Weihe einig--

nur direkt von

Er MJCIJ Weinoou u. Weinlkellerei

Niersfein om Rhein

(Alleininh. d. F. Weingut Geschw. Strub)

- WöMssu. Korn-eine M- l--

-
pro »san«-e

n sit Muth «

0Iillc jcilcll silchkliålli
verkaufe in meinem regulären Betriebe

«

·

si: fk LSUKlub3e33el Essig-Ist
modernen Eiche-sessel mit stokk 39 M

Hochelegante l- u x u s -

schlaf-, speise-, Herren-Umwer-
und salons und viele sparte Elnzolmöboi

moderne couches von 80 M an
chippondalossossei u. sofas mit losen Daunenkisson in Velours u. Srokaiz
reioh gesehn. sossol, Stühlo, Garnit., Tische. Rauch- u. Teotisoho, Vitrinen

und

spottbil III
e r. lis- lI en sie

II. lililic itås gäb-alicillkikr6 ki-?
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KJUT I65.-

fiik eilte erståcassige

·
«

.

- nor-state Jedkeibmascåiae
Die

»Mit-A PRIVAT·· ist die wirkliche Volkssehkelbmasehlne
sie kann als grolze Normalmaschine nur so billig sein infolge rationellster Fabrikation in modernster FlieBatbeit,

«

Herstellung als Massenfabrikat (in kurzer Zeit über Izoooo stück abgesetzt), Verkauf ohne jeden Zwischen-

handel durch die eigene zentrale Verkaufsorganisation der bekannten Bing swetke in Nürnberg, die

0 R G A Aktiengesellschaft, Berlin.

Das zweekmälzigste Weinnaehtsgesehenk
II I II II s .

fut- dse les-nennen Toehter und sehne, für

Beamte, Angestellte u. Gewerbetkeibende
Hunderte von freiwilligen Anerkennungsschreiben stehen zur Verfügung, 1 Jahr Fabrikgarantie,
Zurücknahme jeder nicht gefallenden Maschine binnen 14 Tagen. A U f -Wu n s c h T e il 2 a h l u n g :

12 Monatsraten ä RM 15.-,——-

7 Monatsraten ä RM 25 .-

Benutzen sie nachstehenden Bestellschein oder verlangen sie noch weitere Drucksachen von der

Orga A.-G.-, Berlin sW 68, charlottenstralze 96

«

An die
s

Gestektseåeia »Meis- A.-o., Braun sw sa, cnintonensmlsse gs
—

’

Unterzeichneter bestellt hiermit ...«..................... .. ,,0RGA-PR1VA «- schreibmaschine, komplett mit Brett und verschliellbarer Haube. I

Der Betrag von RM -16;,—— ist durch Nachnahme zu erheben —- geht mit gleicher Post ab —

·

Zahlung soll erfolgen in 7 Monatsraten a RM a;,—, erste Rate am
Nichtgcwschtes

(spätestens 14 Tage nach Lieferung) «

ist durch-

"

Zahlung soll erfolgen in 12 Monatsraten a RM tz,——; erste Rate am anstreichen

. (spätestens 14 Tage nach Lieferung)
ErAjllungsort Berlin

Vor- und Zuname: .......................................................................................................................... ..

Wohnort:

)

, straBe Nr. ......................... ..

Bahnsksciom
—

«

»

Bei Nichtsusagen der- Maschine bleibt Rüe k s en du n g au
« «

»der,f,«"0RGA" A.-G. innerhalb eines Monats vorbehalten
»

—

Veranlwoktlich für den redaktionellen Teil gemäß Pressegeseye Ministerial-at Dr. 5lkahl,,Betiin. —- Filk sen Unzeigenieile Waliek SchmiedfickhBeklin·5w Es. -

An ei nime : die 6 e tene mai-Höhe kostet 40 Pf. Rai-atte, Bellagenpreife und sonstige Jnlectionsbedingnngen laut Takif der Unzei envekwaltang. —- Ullelnige Unzeigeas 312
auflas-askDr. WalteefgetzefandUnnoncensExpeditiom Berlin SW W, Friedrichstn 239. Form-af- F 5 Bekgmann Sm. — Offfetdwcksgew. Bürensteity Berlin SW Es.

s v


